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Schwerpunkte einer
sozialdemokratischen  Hochschulreform 
Forschung und Lehre stärken, Eigenverantwortung ermöglichen,
Demokratisierung vorantreiben

Fortsetzung auf Seite 3

Christian Flisek, MdL

Das Hochschulinnovationsgesetz
Im Rahmen der Hightech Agenda hat 
die Bayerische Staatsregierung die er-
ste Hochschulreform seit 15 Jahren an-
gekündigt. Mit einem „Hochschulinno-
vationsgesetz“ soll der Rahmen für die 
Entwicklung der bayerischen Wissen-

schafts- und Hochschullandschaft für 
das nächste Jahrzehnt gesetzt werden.

Ein erster Gesetzesentwurf soll im März 
dem Ministerrat zugeleitet werden und 
anschließend in die Verbändeanhörung 
gehen. 
Bereits im Oktober des vergangenen 
Jahres veröffentlichte das Bayerische 
Staatsministeriums für Wissenschaft 
und Kunst jedoch ein Eckpunktepapier, 
das die Zielrichtung der Reform bereits 
erkennen lässt und für große Verunsi-
cherung an den Hochschulen und Uni-
versitäten gesorgt hat.

Ökonomisierung und Deregulierung 
gefährden die Freiheit von Forschung 
und Lehre
Unter dem Motto „maximale Verschlan-
kung und Deregulierung“ soll den baye-
rischen Hochschulen und Universitäten 
in Zukunft größtmögliche Freiheiten 
eingeräumt werden.

Hinter diesen Schlagworten verbirgt 
sich das Konzept der „Unternehme-
rischen Hochschule“.
Durch Effizienzsteigerungen, stärkerer 
Ergebnisorientierung und der markt-
wirtschaftlichen Verwertung von For-
schungsergebnissen sollen die baye-
rischen Hochschulen und Universitäten 
für den internationalen Wettbewerb 
gestärkt werden. Sogar ein Teil der Fi-
nanzierung soll in Zukunft vom unter-
nehmerischen Erfolg abhängen.

Als Sozialdemokraten lehnen wir derar-
tige Deregulierungs-Pläne ab. 

Für uns steht fest: Eine Hochschule kann 
nicht wie ein Unternehmen organisiert 
und geführt werden. Dieses Vorhaben 
zeugt von einer erschreckenden Un-
kenntnis der Realitäten an bayerischen 
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Kreismitgliederversammlung
Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zur

Kreismitgliederversammlung
am Donnerstag, 25. März 2021, 20:00 Uhr

Die Veranstaltung wird als Videokonferenz virtuell stattfinden. Für die Sitzung 
werden wir  „Webex“, das Video-/Telefonkonferenzsystem nutzen.

Kurz-URL zum Meeting: https://bit.ly/3kbTViT
Meeting-Kennnummer: 994 457 276
Passwort: Sozis2021

Über Telefon beitreten
+493025993993 Deutsch
Zugriffscode: 994 457 276
 
Als Tagesordnung schlagen wir Euch vor:
1.	 Aktuelles und Begrüßung der Neumitglieder
2.  „Die bayerische Hochschulreform“ - Referat u. anschließende Diskussion mit 

Christian Flisek, Mdl & Sprecher der SPD-Landtagsfraktion für Wissenschaft 
sowie Richard Schmidt, Juso-Hochschulgruppen Bayern

3.  Aufruf zur Mitgestaltung des zu verabschiedenden Parteiprogramms
4.	 Anträge
5.	 Berichte aus den Distrikten, Stadtteilbeiräten und Arbeitsgemeinschaften
6.	 Verschiedenes

Für den Vorstand
Philipp Dees																			                   Sandra Radue

Parteileben

Hochschulen und Universitäten.
Bereits jetzt wird an den bayerischen 
Hochschulen und Universitäten exzel-
lente Forschung und Lehre betrieben. Ein 
zu starker Blick auf die wirtschaftliche 
Vermarktbarkeit von Forschungsergeb-
nissen gefährdet die Wissenschaftsfrei-
heit und bedroht die Existenz kleinerer 
Fächer. Es besteht die Gefahr, dass in 
Zukunft noch weniger Mittel dort ver-
teilt werden, wo wissenschaftliche For-
schung langfristig angelegt ist und nicht 
einfach indexiert werden kann, also vor 
allem im Bereich der geistes- und so-
zialwissenschaftlichen Studiengänge. 
Dabei tragen gerade diese Fächer zur 
Vielfalt an unseren Hochschulen bei und 
sind von elementarer Bedeutung für die 
interdisziplinäre Forschung.

Institutionellen und organisatorischen 
Rahmen erhalten
Auch der angekündigten Organisations-
reform stehen wir kritisch gegenüber. 
Die Doppelnatur der Hochschulen als 
staatliche Einrichtung und selbstverwal-
tete Körperschaft hat sich bewährt und 
trägt den unterschiedlichen Aufgaben 
der Hochschulen Rechnung. Eine Än-
derung der Rechtsform ist daher nicht 
erforderlich. 

Klar ist für uns auch, dass die interne 
Organisation der Hochschulen weiter-
hin im Hochschulrecht verbindlich fest-
geschrieben werden muss. Die Grup-
penhochschule hat sich bewährt und 
sichert die demokratische Beteiligung 
aller Statusgruppen. Zumindest aber 
eine Muster-Organisationssatzung und 
Mindeststandards müssen verbindlich 
im neuen Hochschulgesetz vorgeschrie-
ben werden, damit Rechtssicherheit 
herrscht.

Auskömmliche Grundfinanzierung an-
statt Globalbudget
Die Diskussion um die Einführung eines 
Globalbudgets ist angesichts der unge-
nügenden finanziellen Grundausstat-
tung und des enormen Sanierungsstaus 
im Hochschulbereich völlig verfehlt. 
Solange die Hochschulen keine ausrei-
chende Grundfinanzierung haben, führt 
die die Einführung eines Globalbudgets 
zu keiner Verbesserung der finanziellen 
Situation der Hochschulen. Dadurch 
wird allein die Verantwortung für feh-
lende Mittel vom Ministerium an die 
Hochschulen übertragen. Durch das Zu-
schieben des schwarzen Peters wird je-
doch kein Problem gelöst. Der Freistaat 

muss deshalb die staatlichen Mittel für 
die Hochschulen endlich aufstocken, 
um endlich eine solide Grundfinanzie-
rung zu gewährleisten.

Keine Wiedereinführung von Studien-
gebühren 
Die Einführung von Studiengebühren 
für Studierende aus Nicht-EU-Staaten 
lehnen wir ab. Diese stellen eine einsei-
tige Diskriminierung dar und widerspre-
chen dem Ziel, die Internationalisierung 
der bayerischen Hochschullandschaft 
voranzutreiben.
Die Abschaffung der Studiengebühren 
an den bayerischen Universitäten und 
Hochschulen im Jahr 2013 war ein Mei-
lenstein, die Barrieren für die Aufnahme 
eines Studiums zu verringern. Die Auf-
nahme eines Studiums darf nicht von 
Herkunft und finanzieller Lage abhän-
gig sein. 

Sozialdemokratische Hochschulreform
Auch die SPD-Landtagsfraktion erkennt 
jedoch die Notwendigkeit einer Hoch-
schulreform, damit die bayerischen 
Hochschulen und Universitäten auch in 
Zukunft gut aufgestellt sind. 

Ziele einer sozialdemokratischen Hoch-
schulreform sind dabei die Verbesse-
rung der Qualität von Forschung und 
Lehre, mehr Eigenverantwortung sowie 
der Ausbau der demokratischen Mitbe-
stimmung aller Statusgruppen. Dem 
wissenschaftlichen Mittelbaus wollen 
wir zusätzliche und verlässliche Karri-
erewege bieten und die Arbeitsbedin-
gungen des wissenschaftsstützenden 
Personals verbessern. Mit gezielten 
Maßnahmen wollen wir die Gleichstel-
lung aller Geschlechter vorantreiben 
und die sozial-ökologische Nachhaltig-
keit fördern.

Fortsetzung auf Seite 4
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Wir gratulieren zum Geburtstag
Wir gratulieren allen Genossinnen und 
Genossen, die im März Geburtstag fei-
ern. Wir wünschen euch für euer näch-
stes Lebensjahr alles Gute!

01.03.	 Hans Scheyer 
83 Jahre

02.03.	 Jutta-Marina Pallingen 
73 Jahre

04.03.	 Kurt Bruns 
78 Jahre

04.03	 Reinhilt Häusler 
77 Jahre

05.03.	 Bernhard Stehle 
70 Jahre

07.03.	 Emmi Foldenauer 
81 Jahre

10.03.	 Bernd Meyer 
80 Jahre

10.03.	 Klaus Lechner 
71 Jahre

16.03.	 Anke Peters 
78 Jahre

20.03.	 Walter Fellermeier 
80 Jahre

22.03.	 Rainer Böhm 
74 Jahre

22.03.	 Wilhelm Frank 
70 Jahre

25.03.	 Anni Ramming 
83 Jahre

25.03.	 Roland König 
70 Jahre

26.03.	 Walter Lang 
73 Jahre

26.03.	 Wolfgang Blum 
81 Jahre

Parteileben

27.03.	Evelyne Sauerbeck 
70 Jahre

29.03.	 Hans-Werner Kügel 
65 Jahre

Jenseits der inhaltlichen Fragen ist für 
uns klar, dass wir auf dem Weg zu einem 
neuen Hochschulrecht dringend mehr 
Transparenz und einen offenen Prozess 
mit umfassender Beteiligung des Land-

tages brauchen. Wir werden daher wei-
ter eine frühzeitige und umfassende Be-
teiligung des Wissenschaftsausschusses 
und eine Expertenanhörung einfordern, 
sobald ein Gesetzesentwurf der Staats-
regierung vorliegt.

Inhaltlich wird sich die SPD-Landtags-
fraktion mit eigenen Vorschlägen und 
entsprechenden Änderungsanträgen 
konstruktiv in diesen Prozess einbrin-
gen.

Liebe Genossinnen und Genossen,

Anfang März wird der Programmentwurf anlässlich der Bundestagswahl veröffentlicht. Im letzten Kreisvorstand haben 
wir gemeinsam mit den anwesenden Vertreter*innen beschlossen, dass wir sämtliche Distrikte, Arbeitsgemeinschaften 
sowie Arbeitskreise aktivieren wollen, um unterschiedliche Bereiche des Programms zu bearbeiten und in den eben 
genannten Kreisen zu diskutieren.

Die aus den Diskussionen resultierenden Änderungsanträge, werden wir dann auf der April-KMV  am 22.04.2021 
vorstellen und abstimmen lassen. Bitte habt Verständnis dafür, dass wir euch hier noch keinen Link zum Programm 
zur Verfügung stellen können. Sobald der Programmentwurf veröffentlicht ist, werden wir den Link über unseren 
Mailverteiler weiterleiten. Sicher werdet ihr in auch unter spd.de finden.
Bitte macht euch schon jetzt Gedanken darüber, welcher Themenbereich euch anspricht und kommuniziert das mit 
eurem Distrikt sowie der Kreisgeschäftsstelle.

Mit solidarischen Grüßen
Sandra Radue & Philipp Dees

Aufruf zum gemeinsamen Erarbeiten des SPD-Wahlprogramms
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Die bayerische  Hochschulreform -
Eine Initiative mit innovativen Einschränkungen

Ein Titel der Erwartungen weckt: 
Hochschul-Innovations-Gesetz. Dabei 
stellt sich zwangsläufig die Frage, ob ein 
solches Gesetz den eigenen - schon allein 
durch den Titel geweckten - Ansprüchen 
gerecht werden kann. Zahlreiche 
Gruppierungen aus Zivilgesellschaft 
und Politik befassen sich seit den ersten 
Gerüchten im vergangenen Sommer 
mit dieser Frage. So sehen auch wir 
als Juso-Hochschulgruppen uns in der 
Pflicht, den Entstehungsprozess dieses 
neuen Hochschulgesetzes kritisch zu 
begleiten und dabei unsere Ideale und 
Lösungsansätze einzubringen.

Zeitpunkt und Kommunikationspolitik 
der Reform legen für viele den Verdacht 
nahe, die Staatsregierung sehe in 
der Pandemie eine gute Gelegenheit, 
diese Reform ohne großes Aufsehen 
zu erregen durchzudrücken. Dass das 
jedoch nicht aufgeht zeigen die vielen 
Protestaktionen – im Digitalen wie auch in 
Präsenz – an denen sich von engagierten 
Studierenden bis hin zu renommierten 
Professor*innen ein bunter Querschnitt 
der Hochschulangehörigen beteiligt. 
Nicht zuletzt fanden wir uns am 
Erlanger Schlossplatz auf Aufruf der 
GEW-Studis zusammen, um unter dem 
Motto „Sorry Markus, es ist aus!“ gegen 
die Hochschulreform zu protestieren.

Große Bedenken bestehen dabei 
unteranderem bezüglich des 
insgesamt sehr Wettbewerbs- und 
Kommerzialisierungs-orientierten 
Eckpunktepapier aus dem Oktober. 
Darin war noch die Rede von der 
„Unternehmerischen Hochschule“ 
– ein Titel von dem sich Staatsminister 
Sibler mittlerweile zumindest teilweise 
distanziert. Was jedoch nach wie vor 
im Raum steht, sind Punkte, deren 
Umsetzung eine „Vermarktwirtsc
haftlichung“ der Hochschulen und 
Universitäten bedeuten würden: So 
soll die unternehmerische Aktivität 
von Hochschulen ermöglicht bzw. 
erleichtert und gleichzeitig der Transfer 
in Gesellschaft und Wirtschaft neben 
Forschung und Lehre als dritter Punkt 
in die Hauptaufgaben der Hochschulen 
mit aufgenommen werden. 

Letzteres bedeutet für Fachbereiche, 
deren wichtige Arbeit sich 
beispielsweise nicht direkt in für die 
Automobilindustrie nutzbare Patente 
umsetzen lässt – also ganz besonders für 
die Geistes- und Sozialwissenschaften 
– eine höchst problematische 
Verschiebung des Arbeitsschwerpunkts 
hin zu einer Orientierung an direkter 
Verwertbarkeit. 

Gleichzeitig möchte man den 
Hochschulen mehr Eigenverantwortung 
zugestehen – oder zumindest das, 
was die Staatsregierung unter 
Eigenverantwortung versteht. Den 
Umbau der Hochschulinternen 
Gremien und deren Befugnisse, die 
im Eckpunktepapier skizziert wurden, 
beschrieb Prof. Max Emanuel Geis, 
einer der führenden Expert*innen 
für Hochschulrecht in Bayern als 
„aufgehübschtes Führerprinzip“. Einer 
der zentralen Kritikpunkte für die Juso-
Hochschulgruppen ist hierbei vor allem 
die Streichung der Artikel 19 bis 41 aus 
dem aktuellen Hochschulgesetz. Dies 
bedeutet in der direkten Konsequenz, 
dass die konkrete Ausgestaltung der 
Interessensvertretungen und deren 
Befugnissen den Hochschulen selber 
überlassen sein soll – genauer gesagt 
dem Hochschulrat, einem Gremium 
in dem neben Vertreter*innen der 
Hochschul-eigenen Interessensgruppen 
auch „Externer Sachverstand“ 
eingebunden ist. Dieser „Externe 

Sachverstand“ setzt sich in der 
Realität bei den meisten Hochschulen 
größtenteils aus Wirtschaftsvertreter*
innen zusammen, Vertreter*innen von 
Interessensgruppen wie beispielsweise 
Gewerkschaften, Sozialverbänden, oder 
auch Umweltverbänden sucht man dort 
zumeist vergeblich. 

Auf Grundlage der bisher vorliegenden 
Informationen besteht insgesamt 
die Gefahr, dass diese Reform 
die bayerischen Hochschulen zu 
marktkonformen Wissensfabriken 
pervertiert, dabei den hohen Wert 
universaler, freier und demokratisch 
organisierter Bildung verkennt und vor 
allem vermeintlich „unwirtschaftliche“ 
Fachbereiche massiv gefährdet.

Anfang März soll gerüchteweise ein 
erster Gesetzesentwurf vorliegen. 
Es bleibt abzuwarten, inwieweit der 
öffentliche Protest Wirkung zeigte 
und die gravierendsten Verfehlungen 
der ursprünglichen Reformpläne 
abfangen konnte. In jedem Fall werden 
die Juso-Hochschulgruppen den 
Druck aufrechterhalten, um zentrale 
Forderungen, wie echte studentische 
Mitbestimmung durch eine Verfasste 
Studierendenschaft, wie auch ernsthafte 
Gleichstellungs-, Antidiskriminierungs- 
und Antirassismus-Arbeit an 
den bayerischen Hochschulen 
durchzusetzen.

Von Richard Schmidt, Juso-Hochschulgruppen Bayern
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Gleichstellung:
Rückschritt durch Corona

In der Pandemie verschärft sich die Un-
gleichheit zwischen den Geschlechtern: 
Frauen reduzieren häufiger ihre Arbeits-
zeit, ihr Anteil an der Sorgearbeit nimmt 
noch weiter zu.

Die Coronakrise stellt eine enorme Be-
lastung dar für das Gesundheitswesen, 
die Volkswirtschaft, den Sozialstaat –
und für die Gleichberechtigung zwi-
schen Frauen und Männern. Beste-
hende Ungleichheiten zwischen den 
Geschlechtern nehmen momentan zu. 
Das zeigen Ergebnisse einer neuen On-
line-Befragung, für die im Auftrag der 
Hans-Böckler-Stiftung 7677 Erwerbstä-
tige interviewt wurden. Die von Kantar 
Deutschland durchgeführte Befragung 
bildet die Erwerbspersonen in Deutsch-
land im Hinblick auf Geschlecht, Alter, 
Bildung und Bundesland repräsentativ 
ab. „Bestimmte gesellschaftliche Grup-
pen sind vor den Auswirkungen der Kri-
se schlechter geschützt als andere. Das 
kann langfristig negative Auswirkungen 
auf den sozialen Zusammenhalt in der 
Gesellschaft haben“, warnt Bettina 
Kohlrausch, die wissenschaftliche Di-
rektorin des WSI. Neben Beschäftigten 
mit niedrigeren Einkommen, in Betrie-
ben ohne Tarifvertrag oder Betriebsrat 
seien Frauen derzeit überproportional 

belastet. Kohlrausch hat die Befragung 
gemeinsam mit WSI-Forscherin Aline 
Zucco ausgewertet.

Frauen tragen die Hauptlast

Wenn Eltern in Zeiten geschlossener 
Kitas und Schulen einspringen müssen, 
tragen die Mütter die Hauptlast: Der 
Auswertung zufolge haben in Haushal-
ten mit mindestens einem Kind unter 14 
Jahren 27 Prozent der Frauen, aber nur 
16 Prozent Männer ihre Arbeitszeit re-
duziert, um die Kinderbetreuung zu ge-
währleisten. Bei Haushalten mit gerin-
gerem oder mittlerem Einkommen fällt 
die Diskrepanz noch größer aus. Das 
zeige, dass finanzielle Überlegungen 
bei der Entscheidung, wer von den El-
tern Arbeitszeit reduziert, eine wesent-
liche Rolle spielen, so Kohlrausch und 
Zucco. Familien mit wenig Geld könnten 
es sich häufig nicht leisten, auf das 
– meist höhere – Gehalt des Mannes zu 
verzichten.„Paare, die sich so verhalten, 
handeln individuell unter dem Druck 
der Krisensituation kurzfristig oft ra-
tional. Sie sehen ja derzeit keine Alter-
native“, sagt Soziologin Kohlrausch. Die 
Forscherinnen warnen aber vor langfri-
stigen Gefahren für die Erwerbsverläufe 
von Frauen. Da die ökonomischen Fol-

gen der Krise noch länger spürbar sein 
werden, könnte eine Rückkehr zur vor-
herigen Arbeitszeit unter Umständen 
nicht möglich sein. Somit drohten auf 
längere Sicht drastische Folgen für das 
Erwerbseinkommen von Frauen: Die 
bestehende Lohnlücke zwischen den 
Geschlechtern dürfte sich durch die Co-
ronakrise noch weiter vergrößern.
Aus den Daten lasse sich ableiten, dass 
Eltern mit geringerem Einkommen von 
der Krise noch stärker betroffen sind. 
Einerseits müssen sie ihre Arbeitszeit 
häufiger reduzieren, um sich um ihre 
Kinder zu kümmern. Die Forscherinnen
führen das unter anderem darauf zu-
rück, dass Geringverdienende seltener 
die Gelegenheit haben dürften, im Ho-
meoffice zu arbeiten. Andererseits ist 
bei Beschäftigten mit kleineren oder 
mittleren Einkommen Kurzarbeit häu-
figer als bei jenen, die relativ viel verdie-
nen. Damit müssten insbesondere jene 
Haushalte finanzielle Einbußen hinneh-
men, die davor schon am unteren Ende 
der Einkommensverteilung lagen.
Das heißt: Die Ausfälle von Schulen 
und Kitas könnten bestehende Einkom-
mensungleichheiten weiter verstärken.

Rückkehr zu traditioneller Arbeitstei-
lung

Bei der Arbeitsteilung innerhalb von 
Partnerschaften komme es tendenziell 
zu einer „Retraditionalisierung“, stel-
len Kohlrausch und Zucco fest. Auch 
wenn sich die Angaben von Männern 
und Frauen geringfügig unterscheiden, 
werde deutlich, dass die zusätzlich an-
fallende Sorgearbeit auch in Familien 
mit einer vormals gleichberechtigten 
Verteilung unbezahlter Arbeit nun vor 
allem die Frauen übernehmen. Nur 60 
Prozent derjenigen Paare mit Kindern 
unter 14 Jahren, die sich die Sorgearbeit 
vor der Coronakrise fair geteilt haben, 
tun dies auch während der Krise. Bei 
Paaren mit einem Haushaltseinkom-
men unter 2000 Euro sind es sogar nur 
48 Prozent. Das zeige, dass Eltern, die 
finanziell stark unter Druck stehen, we-
niger Spielräume für eine faire Arbeits-
teilung bleiben.

Aus Böckler Impuls 8/2020 - Seite 4&5
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Dieser Befund sei auch insofern besorg-
niserregend, als viele Beschäftigte ihre 
finanzielle Situation zurzeit als prekär 
wahrnehmen, erklären die WSI-Forsche-
rinnen. Das gelte insbesondere für das 
Heer der Kurzarbeitenden: Von den Be-
fragten, die in Kurzarbeit sind und keine 
Aufstockung des gesetzlichen Kurzar-
beitgeldes erhalten, geben 40 Prozent 
an, in dieser Situation maximal drei Mo-
nate finanziell durchhalten zu können. 
Auch viele Beschäftigte, die derzeit ihre 
Arbeitszeit noch nicht reduzieren muss-
ten, sind skeptisch: Unabhängig von 
der aktuellen Arbeitssituation schät-
zen etwa 32 Prozent aller Befragten, bei 
Kurzarbeit Null mit dem zum Zeitpunkt 
der Befragung gesetzlich vorgesehenen 
Kurzarbeitergeld von maximal 67 Pro-
zent ohne Aufstockung höchstens drei 
Monate auskommen zu können. „Das 
zeigt, dass die von der Bundesregierung 
beschlossene Aufstockung des Kurzar-
beitergeldes bei längerem Bezug ein 
Fortschritt ist“, sagt Kohlrausch. „Aller-
dings ist fraglich, ob dieser Schritt aus-
reicht. Insbesondere Frauen erhalten 
seltener eine Aufstockung der Kurzar-
beit, was dazu führen kann, dass sich die 
Gehaltslücke zwischen Männern und 
Frauen weiter vergrößert“. Dies könne 
den Effekt verstärken, dass Frauen ihre 
Arbeitszeit für die zusätzlich anfallende 
Sorgearbeit reduzieren, da gerade Fami-
lien in den unteren Einkommensgrup-
pen nicht auf das meist höhere Gehalt 
des Mannes verzichten können.
Besser stünden Beschäftigte da, deren 
Arbeitgeber das Kurzarbeitergeld auf-
stocken, so Kohlrausch und Zucco. Hier
hätten Tarifbeschäftigte einen klaren 
Vorteil: Befragte, die in einem tarifge-

bundenen Unternehmen arbeiten, er-
halten zu 45 Prozent eine Aufstockung, 
die übrigen Befragten nur zu 19 Prozent. 
Im Hinblick auf die Geschlechtergleich-
heit erweise sich damit einmal mehr als 
Problem, dass Frauen seltener nach Tarif 
bezahlt werden als Männer. 
Als Fazit halten die Sozialwissenschaft-
lerinnen fest, dass die zusätzlich anfal-
lende Sorgearbeit durch die Schließung 
von Kitas und Schulen Familien enorm 
unter Druck setzt und dabei Ungleich-
heiten zwischen den Geschlechtern 
verfestigen kann. Um dem entgegen-
zuwirken, brauche es zumindest für die 
unteren Einkommensgruppen mehr fi-

nanzielle Unterstützung, wenn wegen 
Kinderbetreuung Arbeitszeit reduziert 
werden muss, und eine Entlastung bei 
der Sorgearbeit. Aus Sicht der Familien 
– insbesondere der
Kinder und der Frauen – sollte eine 
schrittweise Öffnung der Kitas Priorität 
haben. Zudem gelte es, die Möglich-
keiten für digitalen Unterricht auszu-
bauen und über innovative Betreuungs-
modelle nachzudenken.

Quelle: Bettina Kohlrausch, Aline Zucco: Corona trifft 
Frauen doppelt – weniger Erwerbseinkommen und 
mehr Sorgearbeit, WSI Policy Brief Nr. 40, Mai 2020 
Grafiken: Böckler Impuls 8/2020 - Seiten 4 & 5
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Unsere Anträge im Bereich Bil-
dung und Sport

In Zeichen der Pandemie stand auch der 
Bildungsbereich vor große Herausforde-
rungen. Einige unserer Haushaltanträge 
beschäftigen sich daher mit der Digitali-
sierung, um Bildungsangebote auch im 
Lockdown zu optimieren.

So beantragten wir für die Ausstattung 
des digitalen VHS-Lernraums 40.000 
Euro. Auch an der Technikerschule kön-
nen wir zur verbesserten Ausstattung 
beitragen, indem wir dafür sorgen, dass 
die noch vorhandenen Kreidetafeln 
durch interaktive White-Boards ersetzt 
werden. Zudem wollen wir, dass die 
Technikerschule einen Namen erhält, 
der Frauen nicht nur „mitmeint“, son-
dern explizit anspricht. Auch eine bes-
sere Sichtbarkeit der Schule durch eine 
Beschriftung an der Außenfassade stre-
ben wir an.

Wir wollen die gebundene Ganztags-
schule in Erlangen stärken, um für mehr 
Bildungsgerechtigkeit zu sorgen. Dafür 
haben wir eine „Image-Kampagne“ be-
antragt, um die an vielen Schule bereits 
bestehenden Angebote bekannter zu 
machen und mit Vorurteilen aufzuräu-
men. Pandemiebedingte Mehrausga-
ben an Erlanger Schulen unterstützen 
wir mit einer Erhöhung der Sub-Budgets 
um 1 € pro Kind. 

Die Erwachsenenbildung in Erlangen 
stellt eine gute Infrastruktur für le-
benslanges Lernen bereit. Um hier noch 
mehr Menschen zu erreichen, haben wir 
bereits in der Vergangenheit die Aus-
weitung von dezentralen Angeboten in 
den Stadtteilen beantragt. Konkret for-
dern wir in diesem Jahr eine Bildungs-
werkstatt in Büchenbach, die auf beste-
henden Angebote aufmerksam macht, 
neue anstößt und Bildungsträger besser 
vernetzt. Um auch behinderten Men-
schen die Angebote der Erwachsenen-
bildung leichter zugänglich zu machen, 
fordern wir die Übernahme der Kosten 
für die Inklusionshilfe, damit Menschen, 
die Unterstützung bei Lernangeboten 

benötigen, diese nicht aus der eigenen 
Tasche bezahlen müssen. 
Im Sport lag unser Schwerpunkt in die-
sem Jahr auf der Ausweitung von Sport-
möglichkeiten im öffentlichen Raum. 
Gerade in Zeiten des Lockdowns haben 
viele Menschen ihr unmittelbare Umge-
bung als „Sportplatz“ wiederentdeckt. 
Die Beschilderung eines Laufparcours 
am Dechsendorfer Weiher und die Ent-
wicklung eines weiteren Fitness-Par-
cours auf Stadtgebiet sind daher der 
Inhalt von weiteren Anträgen.

Ein Beitrag von Sandra Radue, Sprecherin 
für Schulen, Bildung, VHS und Sport

Haushalt 2021 - Gutes Polster für 
die kommenden Jahre.

Im bundesweiten Vergleich sehen die 
Haushaltskennzahlen in Erlangen her-
vorragend aus. Auch wenn die Einkom-
menssteuer krisenbedingt leicht einge-
brochen sind, haben wir im Jahr 2020 so 
viel Gewerbesteuer eingenommen wie 
noch nie. 

Gingen wir vor einem Jahr noch von 
einem sehr hohen Ansatz von 185 Milli-
onen Euro aus werden es Stand Januar 
2021 sogar 207 Millionen Euro. Zum Jah-
reswechsel lag die verfügbare Liquidität 
der Stadt bei über 130 Millionen Euro 
und damit sogar höher als der Schul-
denstand der Stadt, der bei 95 Millio-
nen Euro liegt. Dies ist der niedrigste 
Schuldenstand seit Beginn dieses Jahr-
hunderts. Auch wenn der Ansatz für die 
Gewerbesteuer dieses Jahr nur noch bei 
150 Millionen Euro liegt, ist dies immer 
noch ein sehr guter Wert. Damit können 
wir trotz Coronakrise das Investitions-
programm auf hohem Niveau fortset-
zen, das im kommenden Jahr bei 56 Mil-
lionen Euro liegen soll. Davon werden 
allein für Schulen knapp 14,3 Mio Euro 
Millionen ausgegeben. Davon fließen 
3,6 Millionen Euro in das Digitalisie-
rungsprojekt SmartERSchol Für Kitas, 
Krippen, Horte und den Jugendbereich 
sind es rund 8 Millionen Euro. In das 

Geh- und Radwegenetz sowie für Fahr-
radabstellanlagen investieren wir 2,8 
Millionen Euro, in den Umweltbereich 
3,5 Millionen. 

Munib Agha, Sprecher für Haushalt, 
Finanzen, Wirtschaft, Arbeit, Digitales und 
die Bekämpfung des Rechtsextremismus

Kultur und Soziokultur auch in 
der Krise stärken! 

Bereits im Wahlkampf sind wir, die Er-
langer SPD, mit einem sehr starken 
Wahlprogramm angetreten, vor allem 
aber auch im Bereich Kultur. Durch den 
Haushalt 2021 konnten wir beginnen, 
unsere Bestrebungen und Forderungen 
in die Tat umzusetzen, und neue krea-
tive Wege beschreiten sowie von uns 
bereits Erreichtes festigen und weiter 
ausbauen. Denn es ist uns besonders 
wichtig, der Kultur in unserer Stadt ei-
nen hohen Stellenwert zu geben. 

So ist es uns gelungen, das Preisgeld für 
den „Erlanger Literaturpreis für Poesie 
als Übersetzung“ auf 10 000 € anzu-
heben sowie die Bürgerbühne des The-
aters weiterhin zu unterstützen und in 
ihrem Fortbestand zu sichern. 

Das Erlanger Stadtmuseum hat sich als 
eines der ersten Ausstellungshäuser in 
Deutschland in seiner sehr erfolgreichen 
Ausstellung „BarriereSprung“ einfühl-
sam, intensiv und umfassend mit dem 
Thema Behinderung auseinanderge-
setzt. Um eine Teilhabe für möglichst 
viele Besucherinnen und Besucher zu 
erreichen, soll das Stadtmuseum auch 
weiterhin solche Wege beschreiten kön-
nen. Damit dies möglich ist, stellen wir 
nun Mittel für inklusive Vermittlungsar-
beit bereit, um die Dauerausstellung so-
wie die Sonderausstellungen möglichst 
barrierefrei gestalten zu können. 

In Erlangen und der Region haben wir 
viel künstlerisches Potenzial. Doch we-
gen hoher Mieten, Raumnot, Perspekti-
vlosigkeit bzw. fehlender Möglichkeiten, 
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das persönliche Talent in der Öffent-
lichkeit darzustellen und zu verkaufen, 
wird es immer schwerer, Künstlerinnen 
und Künstler in unserer Stadt zu halten 
und zu verwurzeln. Auch erschwert die 
Pandemie gerade gravierend das Leben 
der Künstler*innen und bedroht sogar 
deren Existenz.  
Auch wenn Künstler*innen in vielen 
Bereichen versuchen, mit digitaler Ver-
mittlung ihr Publikum zu erreichen, 
so ist dies doch dem eigentlichen Sinn 
„gemeinsamen Kulturerlebens“ und des 
Austauschs darüber nicht ausreichend 
angemessen. Dem allen wollen wir mit 
einem „Regionale-Szene-Festival“ ent-
gegenwirken, das zunächst einmal als 
„Regionale-Szene-Wochenende“ das 
Potenzial der regionalen Kunstszene 
zeigen und neue Kontaktmöglichkeiten 
zwischen Künstler*innen untereinander 
sowie mit dem Publikum ermöglichen 
kann. Hierbei sollen sowohl Spielorte im 
Innenbereich als auch im Freien gewählt 
werden. Ein „Regionale-Szene-Wo-
chenende“, das später einmal zu einem 
„Regionale-Szene-Festival“ ausgebaut 
werden soll, hat in der Region ein Al-
leinstellungsmerkmal und soll dazu 
beitragen, Künstlerinnen und Künstlern 
bei uns einen höheren Stellenwert zu 
geben sowie regionales künstlerisches 
Potenzial zu verwurzeln. Zudem kann 
solch ein Festival eine große Strahlkraft 
entwickeln und viele Besucher*innen 
nach Erlangen ziehen. 
Das Kulturamt, das Amt für Soziokul-
tur sowie das E-Werk entwickeln als 
Kooperationspartner zusammen mit 
interessierten Kulturanbietern und 
Künstler*innen ein „Regionales-Szene-
Wochenende“ für 2021. 

Kunst in den Stadtteilen wertet Quar-
tiere auf, macht das Umfeld interes-
santer, zieht Besucher*innen an und 
eröffnet unterschiedliche Sichtwei-
sen auf die nähere Umgebung der 
Bewohner*innen. Gerade in Vierteln, in 
denen es an Treffpunkten für die Men-
schen fehlt, kann die gemeinsame Be-
schäftigung mit Kunst im öffentlichen 
Raum gemeinschaftsfördernd wirken 
und die Besonderheiten, Vorteile und 
Probleme des jeweiligen Quartiers in ei-
nen künstlerischen Kontext stellen. Des-
wegen wird das Kulturamt ein Konzept 
erarbeiten, um in Erlangen temporäre 
Ausstellungen im öffentlichen Raum 
zu entwickeln. Darüber hinaus stellen 
wir für die Jahre 2021/2022 einen Betrag 
von insgesamt 100 000 € für ein Betei-

ligungsprojekt in einem Stadtteil bereit, 
aus denen sowohl das Kunstwerk selbst 
als auch die begleitenden Maßnahmen 
(Partizipation) finanziert werden. 

Als Kunstform kann auch Street Art 
den öffentlichen Raum aufwerten und 
einer Stadt besondere Strahlkraft ver-
leihen. Das Kunstwerk des Künstlers 
Case Ma´Claim ziert seit dem letzten 
Jahr den Museumswinkel und erfreut 
sich in der Stadtgesellschaft großer Be-
liebtheit. Damit der Street Art vor Ort 
verstärkt Bedeutung beigemessen wird 
und zudem Erlangen in vielerlei Hinsicht 
bereichern kann, haben wir weitere Mit-
tel bereitgestellt. 

Die Jugendkunstschule bietet vielfäl-
tige Anregungen zu künstlerisch-kre-
ativer Beschäftigung, jedoch leidet sie 
ebenso wie andere kulturelle Einrich-
tungen an den pandemiebedingten Ein-
schränkungen. Durch „Kunsthaltestel-
len“ werden wir ihre Aktivitäten noch 
mehr in den öffentlichen Raum legen 
und wollen diese später im Sinne von 
„Kunst im Quartier“ in das dauerhafte 
Programm der Jugendkunstschule inte-
grieren. Mit dem Juks-Mobil werden ge-
eignete Plätze in verschiedenen Stadt-
teilen angefahren, um dort vor Ort ein 
niederschwelliges Angebot entstehen 
zu lassen. So werden wir Kunst sicht-
barer machen, die Aktivität sowie die 
Kreativität fördern und ermöglichen zu 
entdecken, auf welch vielschichtige Art 
und Weise man sich künstlerisch aus-
drücken kann. Auch können so in Zeiten 
von Corona fehlende Räumlichkeiten er-
setzt werden. 

Mit dem Kulturbereich überschneidet 
sich in Teilen auch derjenige der Sozi-
okultur, insoweit es ihm darum geht, 
sozialpolitische Ziele mit kulturellen 
Mitteln zu erreichen. Das E-Werk als 
größtes Soziokulturzentrum Deutsch-
lands erhält mit unserer Hilfe die nötige 
finanzielle Planungssicherheit für die 
Unwägbarkeiten des zweiten Pandemie-
Jahres 2021. In unseren Stadtteilzentren 
wollen wir mit neuen Buchspenden-
schränken ein wohnortnahes, nieder-
schwelliges Angebot zum Austausch 
von und über Literatur schaffen. Zudem 
wollen wir die Migrationsgeschichte(n) 
der Stadtteile sichtbar machen, wozu 
die Stadtverwaltung quartiersbezogene 
Bildungsformate entwickeln wird.

Ein Beitrag von Valeria Fischer, Sprecherin 

für Kultur und City-Management der 
SPD-Stadtratsfraktion

Den Klimanotstand angehen!
Unser Schwerpunkt im kommu-
nalen Haushalt!

Wie bereits im vergangenen Jahr noch 
mit der Ampelkoalition ist das Handeln 
gegen den Klimanotstand der große 
Schwerpunkt der SPD für den städ-
tischen Haushalt. Da wir mittlerweile 
weitere Strukturen aufbauen konnten 
und mehr Vorbereitung hatten, werden 
wir im Haushalt dieses Jahr noch we-
sentlich mehr umsetzen können als im 
letzten Jahr der Ampelkoalition.

So werden wir nun jährlich die Rekord-
summe von 1.000.000 Euro für die För-
derung privater Gebäudesanierung 
sowie Nutzung von Solarthermie und 
PV sowie weiterer Maßnahmen bereit-
stellen. Wir erhöhen damit den Ansatz 
der Verwaltung um weitere 600.000 € 
jährlich, was mehr als eine Verdoppe-
lung darstellt.

Das Potential der städtischen Dächer für 
Photovoltaik werden wir konsequent 
ausnutzen. Hierfür verzehnfachen wir 
den Ansatz der Verwaltung von 30.000 
€ auf 300.000 € - jährlich. Zusätzlich 
haben wir Hunderttausende für eine 
durch die ESTW umgesetzte PV-Freiflä-
chenanlage in den Haushalt gestellt.

Für uns als Sozialdemokrat*innen ist die 
soziale Gestaltung beim Klimaschutz 
selbstverständlich besonders wichtig. 
Die Energieberatung der ESTW steht 
daher allen kostenlos zur Verfügung, 
es gibt jedoch auch ein spezielles An-
gebot für die Bedürfnisse einkommens-
schwacher Haushalte. Dazu gehört 
auch ein kostenloser Ersatz für strom-
fressende Altelektrogeräte für Men-
schen mit wenig Geld. Um das noch 
auszubauen, haben wir als SPD für den 
kommenden Haushalt hierfür einen zu-
sätzlichen Zuschuss von 200.000 € an 
die ESTW eingestellt.

Um auf den Klimawandel auch aus 
Genderperspektive zu reagieren und Ge-
schlechterungleichheit zu bekämpfen, 
wird es auf unseren Antrag eine Studie 
zu diesem Thema in Auftrag gegeben

Um die Bürger*innen zu motivieren und 
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So z. B. der Geh-/Radweg Bruck-Frau-
enaurach, die Radabstellanlagen am S-
Bahn-Halt Paul-Gossen-Straße oder die 
weitere StUB-Planung. Darüber hinaus 
wurde auf unseren Antrag der Posten 
„Maßnahmen zur Stärkung des Um-
weltverbunds“ auf 500.000 € pro Jahr 
erhöht. Das Geld wird insbesondere für 
den Radverkehr verwendet. Auch wei-
tere Aufstockungen in anderen Radver-
kehrsposten konnten mit unseren Stim-
men durchgesetzt werden.

Das Förderprogramm für Lastenräder 
wird verlängert und auf unseren Antrag 
um die Förderung für Gewerbetreibende 
und für die speziellen Bedürfnisse von 
Menschen mit Behinderung ausgewei-
tet und aufgestockt.

Neben der konsequenten Abarbeitung 
von Generalsanierungen städtischer Ge-
bäude wollen wir Teilmaßnahmen zur 
Energieeinsparung schneller umsetzen. 
Daher wird das Gebäudemanagement 
auf Antrag der SPD vor der Sommer-
pause eine Aufstellung der städtischen 
Gebäude erstellen, bei denen solche En-
ergiesanierungsmaßnahmen sinnvoll 
sind. Hierfür wollen wir dann entspre-
chende Mittel und Personal bereitstel-
len.

Was besonders in diesem Haushalt für 
den Klimaschutz herausragt: Wir haben 
erreicht, dass angesichts der anstehen-
den Aufgaben so viele Stellen wie nie 
in den letzten Jahrzehnten geschaffen 

mitzunehmen, ist eine umfassende Öf-
fentlichkeitsarbeit sowie Beteiligung 
unumgängliche Voraussetzung. Dafür 
hatten wir bereits für das abgelaufene 
Jahr 100.000 € für die Beteiligung sowie 
weitere Mittel für eine Kampagne für 
die private Sanierung und Solarenergie-
nutzung beschlossen. Durch Corona hat 
sich das alles leider verzögert. Die Geld-
er stehen nun weiter zur Verfügung. Die 
Kampagnenmittel werden zudem auch 
auf Antrag der SPD noch weiter aufge-
stockt.

Erklärtes Ziel unserer Politik ist es auch, 
dass Erlangen noch grüner wird. Entsie-
gelungen und Baumpflanzungen sind 
ebenso ein Beitrag zum Klimaschutz 
wie zur Klimaanpassung sowie zum Er-
halt der Artenvielfalt. Auch auf unseren 
Antrag werden daher die Gelder hierfür 
für 2021 auf 660.000 € erhöht und auch 
für die Folgejahre angehoben.

Um den Artenschutz im Sinne des 
Volksbegehrens zu stärken und Biotope 
zu schaffen, haben wir als SPD weitere 
Mittel für den Erwerb von Ufergrund-
stücken erreichen können. Für eine na-
turnahe Bepflanzung in der Innenstadt 
werden auf unseren Antrag zudem 
50.000 € bereitgestellt.

Ein großes Thema im Haushalt ist auch 
die Verkehrswende. Viele Maßnahmen 
für die Stärkung des Umweltverbunds 
aus ÖPNV, Rad- und Fußverkehr fanden 
sich bereits im Entwurf der Verwaltung. 

werden. Die allermeisten derjenigen, 
die nicht gesetzliche Pflichtaufgaben 
betreffen, sind für den Klimaschutz.

Konkret sind im Plan folgende neue 
Stellen enthalten: Biodiversitätsbera-
tung, Energieberatung, Abfallberatung, 
Entfristung Klimaschutzmanagement, 
Radverkehrsplanung, Facharbeiter Fuß-
/Radverkehr, Stadtplanung StUB, Gärt-
nerIn, BaumkontrolleurIn, Gartenbauin-
genieurIn Grünkonzept. Dazu kommen 
noch weitere, die einen Klimabezug ha-
ben, wie Sachgebietsleitung Hochbau.

Auch wenn hiermit bereits ein sehr gro-
ßer Sprung erfolgt, sehen wir als SPD 
dennoch klar die Notwendigkeit, noch 
weiteres Personal aufzubauen. Mehr 
konnten wir jedoch nicht bei der CSU 
durchsetzen. Insbesondere gilt dies für 
den von uns beantragten Solarplaner, 
den wir nun wohl erst nächstes Jahr er-
reichen werden. Hier sind wir also leider 
noch auf mehr Fremdvergabe angewie-
sen.

Insgesamt wird der Haushalt 2021 je-
doch den Herausforderungen des Kli-
manotstands gerecht. Damit erreichen 
wir einen weiteren großen Schritt zu 
dessen Bewältigung. Weitere müssen 
und werden folgen.

Ein Beitrag von Dr. Andreas Richter, Spre-
cher für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Verkehr der SPD-Stadtratsfraktion 
Erlangen

Liebe Genoss:innen,

am Mittwoch, 24. März, 19 Uhr

konstituiert sich der AK geegen Rechts. Wir schlagen euch vor, dass wir im Arbeitskreis bis September uns zum einem 
damit beschäftigen, wie wir in unserem Alltag, aber vor allem am Wahlkampfstand mit AfD-Anhänger:innen umgehen 
und was die genauen Motive für AfD-Wähler:innen ist, rechts zu wählen. Der Link zur Sitzung lautet:

https://meet.spd.tools/AKgegenRechts
Solidarische Grüße
Claudia Butt und Munib Agha

Einladung zur konstituierenden Sitzung des AK gegen Rechts
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S Stadt- und Kreissparkasse 
       Erlangen Höchstadt Herzogenaurach

Entscheiden  
ist einfach.

sparkasse-erlangen.de/giro

Weil wir für jeden Kunden genau das richtige Girokonto haben! 
 
direkt GIRO: Ideal für Kunden, die ihr Girokonto online oder via App führen möchten. 
 
classic GIRO: Orientiert sich vollständig an Ihren Bedürfnissen. 
 
mein GIRO: Verzinstes Girokonto für Kinder und junge Leute bis 27 Jahre¹. 
 
Mit der Sparkassen-Card überall bequem bezahlen und an rund 23.500 Sparkassen-Geld-
automaten in Deutschland und vielen weiteren Geldautomaten weltweit Geld abheben. 
 
¹ Kostenlos bis zum 18. Geburtstag bzw. für Schüler, Auszubildende und Studierende bis max. zum 27. Geburts-

tag. Zinsen bis 2.500 € Guthaben, Zinssatz freibleibend. Stand 08/2020

Das Fraktionsbüro der SPD Fraktion ist 
neu besetzt. Seit 01.02.2021, bin ich,              
Katja Rabold-Knitter, dort anzutreffen. 
Ich bin damit die Nachfolgerin von Nina 
Riebold. 

Ein paar Worte zu mir: Vor gut zehn Jah-
ren sind mein Mann und ich berufsbe-
dingt nach Franken gezogen. Wir haben 
schnell viel Zeit in Erlangen verbracht 
und die Atmosphäre lieben gelernt. 
Durch einige politische Ereignisse habe 
ich mich entschieden der SPD beizu-
treten und bin seitdem im Ortsverein 
Neunkirchen am Brand aktiv. An der 
Stelle der Fraktionsgeschäftsführerin 

spricht mich besonders an hauptamt-
lich gesellschaftliche Verantwortung zu 
übernehmen. Ich freue mich auf die Ar-
beit und die Entwicklungen, die die SPD 
für Erlangen voranbringt.

Bei Fragen und Anliegen könnt ihr euch 
gerne bei mir melden. Die Geschäfts-
zeiten sind Montag 9-13 Uhr, Dienstag 
und Donnerstag 9-16 Uhr. Zu erreichen 
bin ich unter spd.fraktion@stadt.erlan-
gen.de und 09131-862225. Um die Neu-
infektionen durch Covid 19 gering zu 
halten, befinde ich mich zeitweilig auch 
im Home Office.

Das Fraktionsbüro ist neu besetzt

Liebe Genossinnen und Genossen,

in der letzten Ausgabe haben wir euch die gedruckte Fassung der Haushaltsrede von Barbara Pfister zur Verfügung 
gestellt. Gerne möchten wir auf diesem Weg auch auf die audiovisuelle Version hinweisen, die auf YouTube zu finden 
ist.

Hier geht es zur Rede mit dem Titel „Haushaltsrede von Barbara Pfister (SPD) im Stadtrat am 14. Januar 2021“

https://www.youtube.com/watch?v=QthWSR8LPCw

Haushaltsrede der SPD-Fraktionsvorsitzenden
Barbara Pfister
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Erste Eindrücke aus dem Stadtrat
Redaktion Rathaustelegramm

Du bist im Stadtrat unsere Kulturspre-
cherin, doch bereits dein Lebensweg 
war von Kultur geprägt, erzähle uns 
doch etwas davon.

Aufgewachsen bin ich in Obermichel-
bach im Landkreis Fürth und im Lau-
fe meines Lebens bin ich mehrmals 
in Bayern umgezogen. Ich habe in der 
Nähe von Donauwörth gelebt, in Aug-
sburg, München und Regensburg und 
vor fast genau 12 Jahren habe ich mich 
dazu entschlossen, wieder in Richtung 
Heimat zu ziehen und wohne seitdem 
in Alterlangen, wo ich mich sehr wohl 
fühle. Meine berufliche Laufbahn hat 
mich eigentlich in verschiedene Rich-
tungen geführt bzw. zu verschiedenen 
Berufen. Zu Schulzeiten habe ich mei-
ne ersten beruflichen Erfahrungen mit 
Schauspielerei und Regieassistenz am 
Augsburger Theater gesammelt. Heute 
arbeite ich als Buchhändlerin in Erlan-
gen und bin Fernsehmoderatorin d.h. 
ich moderiere beim Franken Fernse-
hen das Magazin „Aischgrund TV“ und 
berichte somit regelmäßig aus dem 
Raum Erlangen-Höchstadt sowie dem 
Zenngrund. Zudem bin ich Schriftstel-
lerin und auch seit mehreren Jahren 
Mitglied der Autorengruppe „Wortwerk 
Erlangen“, deren Gruppenleitung ich 
seit einigen Jahren übernommen habe. 
Ich organisiere Lesungen, plane immer 
wieder neue Projekte und habe die Ver-
anstaltungsreihe „Wortwerk lädt ein“ 
im E-Werk ins Leben gerufen, mit der 
ich regionale Künstler*innen fördere, 
ihnen eine Bühne gebe und für eine ge-
rechte Bezahlung sorge. Außerdem bin 
ich Mitglied im Gruppenrat des E-Werks, 
beim Röthenbacher Kunstförderverein 
e.V. „Der Schnackenhof“, dem Pegne-
sischen Blumenorden e.V. (Sprach- und 
Literaturgesellschaft), dem Kunstverein 
in Erlangen sowie dem Comic-Muse-
um e.V. Zudem habe ich viele Kontakte 
in die regionale Künstlerszene und bin 
ein Bindeglied zwischen regionalen 
Künstler*innen und Künstler-gruppen.

Warum hast du dich dazu entschlossen, 
politisch aktiv zu werden?

Seit Kindesbeinen an war es mir wichtig, 
für Gerechtigkeit zu kämpfen, Missstän-
de aufzuzeigen, mich für andere einzu-

setzen und den Menschen eine Stimme 
zu geben, die sich nicht immer für das 
einsetzen können, was sie beschäftigt, 
bewegt und bedrückt. 
Themen wie Kultur, Soziokultur, Gleich-
stellung, Soziales und Bildung lagen 
mir immer schon sehr am Herzen und 
irgendwann kam der Zeitpunkt, an dem 
ich mich auch innerhalb der SPD für die-
se Themen einsetzen wollte. Es war mir 
wichtig, Erlangen auf sozialdemokra-
tische Weise politisch mitzugestalten 
und mich für die Menschen engagieren 
zu können, denn in meinen Augen kann 
man gerade auf kommunaler Ebene 
sehr viel verändern.

Im Wahlkampf bist du vor allem auch 
für kulturpolitische Themen angetre-
ten. Warum ist dir vor allem der kultu-
relle Bereich so wichtig?

Weil ich für Kultur brenne. Mein Leben 
war immer und ist bis heute von Kultur 
geprägt. Kultur hat mein Leben bun-
ter, tiefsinniger und vielschichtiger ge-
macht, ohne Kultur wäre ich heute ein 
ganz anderer Mensch. Deswegen möch-
te ich allen Menschen Kultur zugänglich 
machen, unabhängig von Einkommen 
und Herkunft. Denn Kultur hat in mei-
nen Augen auch die Kraft, Menschen zu 
bewegen und auf verschiedenen Ebe-
nen zusammenzuführen.

Was kannst du uns über deine bisherige 
Arbeit im Stadtrat berichten?

Ich freue mich sehr, dass ich durch mei-
ne Ideen und meine Stimme in den 
Fraktionssitzungen, Ausschüssen sowie 
im Stadtrat unsere Stadt mitgestalten 
und die Interessen der Menschen ver-
treten darf. Vor allem auch den Aus-
tausch in den Fraktionssitzungen, aber 
auch die Unterstützung innerhalb der 
eigenen Fraktion, empfinde ich als sehr 
bereichernd, und dieser hat mir dabei 
geholfen, in die Stadtratsarbeit zu fin-
den. Besonders große Freude hat mir 
dabei auch die Arbeit rund um das The-
ma „Haushalt 2021“ bereitet. Der Aus-
tausch, die Gespräche und der Kontakt 
mit den Menschen sowie den jewei-
ligen Amtsleitungen, und schließlich al-
les Erarbeitete und die eigenen Ideen zu 
Haushaltsanträgen zu formulieren, bis 

hin zu den Haushaltsausschüssen und 
der Haushaltsstadtratssitzung, war für 
mich ein besonders erfüllender, faszi-
nierender und intensiver Prozess.

In meinen Kulturbereich fallen das Kul-
turamt mit seinen Abteilungen Festi-
vals, der Jugendkunstschule, dem Kunst-
palais, der Sing- und Musikschule, aber 
auch das Theater Erlangen, das Stadt-
museum, das Kunstmuseum und das 
Stadtarchiv sowie einige Vereine. Von 
Sommer bis September gab es dann ein 
Zeitfenster, in dem Corona es mir dann 
doch erlaubt hat, mich intensiv mit jeder 
Amtsleitung im Kulturbereich sowie mit 
vielen Vereinsvorständen zu treffen und 
ausführlich auszutauschen. So konnte 
ich vertiefte Einblicke in die jeweiligen 
Bereiche gewinnen, mich über das kul-
turelle Leben in Erlangen austauschen, 
Ideen entwickeln und zudem viele Men-
schen besser kennenlernen.
Zudem stand ich als Sprecherin für City-
Management mit dem City-Manage-
ment Erlangen in Kontakt, das vor allem 
in der Coronazeit den Handel und die 
Gastronomie auf verschiedenste Wei-
sen unterstützt hat und weiterhin un-
terstützt.
Corona hat jedoch mittlerweile den Aus-
tausch wieder mehr erschwert, der für 
mich sehr wichtig ist. Deswegen greife 
ich momentan eher zum Telefon oder 
zu digitalen Kommunikationsmöglich-
keiten, um den Kontakt weiter aufrecht-
erhalten zu können.

Was ist dir für die nächsten Jahre wich-
tig und was sind deine Ziele?

Ich möchte das, was wir in den letzten 
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Aus dem Rathaus

Jahren kulturpolitisch erreicht haben, 
erhalten und zugleich möchte ich durch 
eine gute Kulturpolitik der Kultur in Er-
langen einen noch bedeutenderen und 
facettenreicheren Stellenwert geben.
Kultur soll noch erlebbarer, fühlbarer 
und sichtbarer werden. Es ist mir ein 
großes Anliegen, Künstler*innen zu för-
dern, Menschen den Zugang zur Kultur 
zu erleichtern, sie für Kultur zu begei-
stern und somit auch das gesellschaft-
liche Zusammenleben zu verbessern. 
Mit dem Haushalt 2021 konnte ich im 
kulturellen Bereich bereits einige für 
mich wichtige Inhalte auf den Weg brin-
gen, die in der nächsten Zeit nun umge-
setzt werden sollen.
Für mich ist dabei auch ein wichtiger 
Meilenstein, meine Idee eines „Regio-
nalen Szene-Festivals“ in Erlangen zu 
etablieren, um Künstler*innen in Erlan-
gen einen noch höheren Stellenwert zu 
geben und Sie in Erlangen zu verwurzeln. 
Mit meiner großen Theaterleidenschaft 
möchte ich natürlich auch das Theater 
Erlangen unterstützen, die Bürgerbüh-
ne fördern und neue kreative Formate 
ermöglichen. Zudem soll es dem  Stadt-
museum ermöglicht werden, noch mehr 
inklusive Vermittlungsarbeit leisten zu 
können, damit die Teilhabe der Men-
schen immer weiter verbessert wird. 
Besonders wichtig ist mir auch Kunst 
sowie Kunst als Beteiligungsprojekte im 
öffentlichen Raum. Vor allem Kunst in 
den Stadtteilen wertet meiner Meinung 
nach Quartiere auf, macht das Umfeld 
interessanter, zieht Besucher*innen an 
und eröffnet unterschiedliche Sicht-
weisen auf die nähere Umgebung der 
Bewohner*innen. Gerade in Vierteln, in 
denen es an Treffpunkten für die Men-
schen fehlt, kann die gemeinsame Be-
schäftigung mit Kunst im öffentlichen 
Raum gemeinschaftsfördernd wirken 
und die Besonderheiten, Vorteile aber 
auch Probleme des jeweiligen Quartiers 
in einen künstlerischen Kontext stellen. 
Auch möchte ich mich weiterhin für die 
Verwirklichung von Street Art Projekten 
in unserer Stadt einsetzen.  
Da Corona auch dem kulturellen Bereich 
sehr zugesetzt hat und immer noch zu-
setzt, wird es in der nächsten Zeit vor 
allem wichtig sein, den Kulturbetrieb zu 
stützen, ihn auf verschiedenste Weisen 
sichtbar zu machen und Künstler*innen 
eine Perspektive zu geben. 
Als Sprecherin für das City-Management 
sowie als Mitglied des Bauausschusses 
liegen mir auch die Entwicklung der 
Gastronomie und des Handels in Erla-

gen sehr am Herzen sowie die unserer 
Innenstadt. Ich freue mich z.B. darauf, 
die Weiterentwicklung des Museums-
Carreés bzw. den Museumsneubau mit-
begleiten zu können, und ich möchte 
gerne mehr Kultur in der Altstadt ansie-
deln und dort evtl. auch ein Kulturvier-
tel entwickeln und etablieren.
Es gibt viel zu tun, und ich freue mich 
sehr auf die nächsten Jahre. 

Redaktionsschluss
für den nächsten Monatsspiegel  

April 2021
17. März 2021
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Altbürgermeister von Tennenlohe, Mundartdichter, Verfasser des Jubiläums-
bandes zur Tennenloher Geschichte und verdienter SPD-Genosse

Adolf Most - Zum 95. Geburtstag
Von Rolf Schowalter

Wir gratulieren einem Genossen, der 
sich um die Tennenloher SPD und als 
Bürgermeister des Ortes bis zur Einge-
meindung 1972 und später als Stadtrat 
und Privatmann um die Entwicklung 
des Ortes sehr verdient gemacht hat. 
Geboren ist Adolf Most in Tennenlohe 
und hier ist er auch aufgewachsen. Nur 
während der Ausbildung und während 
des Einsatzes im 2. Weltkrieg hatte er 
vorübergehend Tennenlohe verlassen. 
1956 wurde Adolf Most, inzwischen 
schon seit einigen Jahren mit großer 
Begeisterung als Lehrer im wenige Ki-
lometer entfernten Neunhof tätig, zum 
1. Bürgermeister des damals selbstän-
digen Ortes gewählt und löste den bis-
herigen Amtsinhaber ab. 16 Jahre lang 
leitete er die Geschicke des Dorfes, das 
sich rasant entwickelte und in dieser 
Zeit die Einwohnerzahl verdreifachte. 
Adolf Most hat die Probleme gemanagt, 
dafür gesorgt, dass die entsprechenden 
Wohngebiete ausgewiesen, die Infra-
strukturmaßnahmen (Befestigung der 
Straßen, Wasserversorgung, Kanalisati-
on) für den gesamten Ort durchgeführt 
wurden. Ein neues Schulgebäude wurde 
errichtet samt Turnhalle (die heutige 
Grundschule), ein Lebensmittelmarkt 
für den enorm angestiegenen Bedarf 
angesiedelt. Kindergärten waren in Pla-
nung sowie die Anlage des Gewerbege-
bietes, als 1972 die Stadt Erlangen im 
Zuge der Gebietsreform sich die Vororte 
einverleibte. Die Pläne für ein Rathaus 
mussten nach der Eingemeindung ein-
gestampft werden. 

Adolf Most ist Gründungsmitglied des 

SV Tennenlohe und war in der Fußball-
mannschaft als Torwart aktiv, er war 
1. Vorsitzender der Freiwilligen Feuer-
wehr und er war und ist im Ort eine 
parteiübergreifend hoch angesehene 
Persönlichkeit. Er ist als Mitglied des 
Kunstkreises Tennenlohe sehr aktiv und 
ebenso im Heimat- und Geschichtsver-
ein/Arbeitskreis Tennenlohe. Hier hat 
er unter anderem für die Beschilderung 
der historischen Gebäude gesorgt. 
Die Interessen von Tennenlohe vertrat 
er als Mitglied der SPD-Fraktion von 
1972 bis 1978 im Erlanger Stadtrat.

Für den SPD-Distrikt Tennenlohe ist er 
bis heute ein unentbehrlicher Ratgeber, 
der uns mit Tipps und wichtigen Hinwei-
sen versorgt. Er sagt uns, wie die Bevöl-
kerung tickt, und bringt uns manchmal 
auf den Boden der Tatsachen zurück. Bis 
vor kurzem konnte er auch noch regel-

mäßig an den Distriktversammlungen 
teilnehmen.

Im Tennenloher Boten, mittlerweile 
103 Ausgaben, erschien regelmäßig bis 
zur 100. Ausgabe (Dezember 2019) ein 
Mundartgedicht zu aktuellen Tennen-
loher Themen, humorvoll hintersinnig 
Missstände aufgreifend und manchmal 
auch Entwicklungen lobend. 2015 an-
lässlich des 750-jährigen Ortsjubiläums 
hat Adolf Most ein 236-seitiges Buch 
mit 230 Bildern und Abbildungen vorge-
legt zur Geschichte Tennenlohes bis zur 
Eingemeindung.
Das Besondere daran ist erstens: es ist 
humorvoll und abwechslungsreich ge-
schrieben. Anekdoten und Augenzeu-
genberichte würzen den historischen 
Text.
Zweitens: Adolf Most hat es geschafft, 
absolut pünktlich das Buch auf den Tag 
genau zum Festwochenende druckfrisch 
vorzulegen.  

Lieber Adolf! Wir schätzen Dein Urteils-
vermögen, Deine Ratschläge, Deinen 
Humor und Dein Wissen. Wir schätzen 
die Art, wie Du mit Menschen umgehst 
und Deine Geselligkeit. Wir gratulieren 
Dir ganz herzlich zu Deinem 95. Ge-
burtstag und wünschen Dir noch viele 
gesunde Jahre, in denen Du Deinen 
vielfältigen Tätigkeiten nachgehen und 
das Leben genießen kannst. 

Rolf Schowalter   
im Namen des Distrikts Tennenlohe und 
der gesamten SPD in Stadt und Land

Liebe Genossinnen und Genossen,

wie schon in den vergangenen Wahlkämpfen brauchen wir auch anlässlich der anstehenden Bundestagswahl die 
Unterstützung vieler Freiwilliger.

Hast du Zeit und Lust, um uns beim plakatieren zu helfen? Melde dich bitte in der Kreisgeschäftsstelle unter der
09131 812 6522 oder buero@spd-erlangen.de. Vielen Dank!

Unterstützung bei der Plakatierung
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Ein Niederbayer bewegt Sport und Politik:
Walter Fellermeier wird 80

Von Gisela Niclas

Am 20. März 1941 wird Walter in Strau-
bing geboren, mitten im 2. Weltkrieg. 
Bevor die Nazis ihn zum Hitlerjungen 
machen können, wird das faschistische 
Deutschland besiegt. Der Krieg ist zu 
Ende. Einen Teil seiner Schulzeit ver-
bringt Walter am humanistischen Gym-
nasium der Benediktiner in Vilshofen. 
Eigentlich soll er nach dem Wunsch sei-
nes Vaters Priester werden. Dem wider-
setzt er sich und wird Schriftsetzer. Was 
nur auf den ersten Blick ein heftiger 
Kontrast ist. Denn was wären Bibel und 
Christentum ohne die geniale Erfindung 
der Buchdruckerpresse eines Johannes 
Gutenberg? 

Handwerker mit Leib und Seele

1961 zieht es Walter nach Franken. Weil 
der 1. FC Nürnberg zum 8. Mal seit 1920 
Deutscher Fußballweltmeister wird? 
Oder weil Franz-Josef Strauß CSU-Vor-
sitzender wird und der ehemalige Bene-
diktiner-Zögling eine möglichst große 
Entfernung zu München wünscht? 
Warum auch immer, auf jeden Fall ist 
es eine gute Entscheidung. Der neue 
Wahlfranke verdient fortan seine Bröt-
chen in Erlangen in der Druckerei Höfer 
und Limmert. Hier ist er ganz dicht an 
der Kommunalpolitik. Sein Arbeitgeber 
druckt nämlich das Amtsblatt von Stadt 
und Landkreis. Walter wäre nicht Wal-
ter, wenn nicht hier bereits sein Drang 
entstanden wäre, über Politik nicht nur 
zu berichten, sondern sich auch selbst 
aktiv einzumischen. 
Die nächsten Jahre widmet er sich sei-
ner Integration. Er übt seinen geliebten 
Beruf aus, heiratet 1965 Bärbel Radunz 
aus Mecklenburg-Vorpommern, sie zie-
hen von Erlangen nach Frauenaurach, 
1967 wird Sohn Volker geboren. Im Al-
ter von 50 Jahren wagt Walter trotz des 
Strukturwandels, der auch vor seiner 
Branche nicht halt macht, den Sprung in 
die Selbstständigkeit. Er ist mittlerweile 
gut vernetzt in seiner Wahlheimat, das 
hilft ihm bei der Akquise von Aufträgen 
für seine Firma „Aurach-Druck“. Er führt 
sie nahezu 20 Jahre als soliden und kre-
ativen Handwerksbetrieb. 

Sportförderer aus Leidenschaft

Als Vater lernt er, die Welt aus der Kin-
dersicht zu sehen und zu gestalten: 
Kinder und Jugendliche, die Menschen 
insgesamt, brauchen Platz für Bewe-
gung und Sport. 1969 übernimmt er den 
Vorsitz des TSV Frauenaurach. Eine Er-
folgsgeschichte beginnt: Der Kuhwasen 
wird Sportplatz, ein Vereinsheim, eine 
Sporthalle, Fußball- und Tennisfelder, 
eine Wanderabteilung entstehen, die 
Mitgliederzahlen wachsen von 200 bis 
weit über 1000. Als Walter 1992 nach 25 
Jahren „seinen“ Sportverein an seinen 
Nachfolger übergibt und Ehrenvorsit-
zender wird, ist er längst eine „Sport-
größe“ und weit über den BLSV-Kreis 
Erlangen-Höchstadt hinaus bekannt: 
Stellvertretender Vorsitzender seit 1987, 
ab 2000 Vorsitzender bis 2017 und er-
neut ab 2018 bis heute. Seine Stimme 
im Sportbeirat der Stadt Erlangen hat 
Gewicht, der „Sportpolitische Ascher-
mittwoch“ ist seine Bühne, er kämpft 
kontinuierlich für den Ausbau der städ-
tischen Sportstätten; er steht z.B. beim 
Bürgerentscheid 2005 gegen die Ver-
hinderung der von der CSU geplanten 
Privatisierung des Röthelheimbades 
in der vordersten Reihe. Seine Leiden-
schaft gehört den Sportvereinen, den 
großen und noch mehr den kleinen. Er 
ist ein fachkundiger Berater mit Augen-
maß und ein beharrlicher Unterstützer, 
wenn es um Sanierungs- und Neubau-

maßnahmen geht. Sport für alle, Ge-
sundheit, Lebensfreude, soziales Mitei-
nander und friedlicher Wettstreit sind 
für Walter Beiträge zu einer lebendigen 
Demokratie. 

Kommunalpolitiker mit Überzeugungs-
kraft

Ob Druckergilde des ausgehenden Mit-
telalters oder Druckergewerkschaft als 
Teil der Arbeiterbewegung der Neuzeit, 
Walters stolzer Berufsstand stand im-
mer für den Zugang zu Buch und Bildung 
für alle Schichten der Gesellschaft.
Seine politische Grundüberzeugung von 
der gleichberechtigten Teilhabe aller an 
der Gesellschaftlichen findet ihre Ent-
sprechung in Willi Brandts politischem 
Versprechen „Mehr Demokratie wa-
gen“. 1970 tritt er in die SPD ein. Stolz 
druckt er das Erlanger Ergebnis des ba-
yerischen Volksentscheids zur Senkung 
des Wahlalters auf 18 ab: 66,1% dafür, 
33,9% dagegen. 
Aus dem Frauenauracher wird durch 
die Eingemeindung 1972 wieder ein Er-
langer. Walter will diese politische Ehe 
mitgestalten und zieht für die SPD in 
den Ortsbeirat ein, mit dem die Sozi-
aldemokraten und Oberbürgermeister 
Dr. Hahlweg den neuen Stadtteilen 
Mitspracherechte schaffen. Beteiligung 
war also schon vor fast 50 Jahren ein 
Markenzeichen der SPD. 
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Walter, der gerne wandert, will, dass 
es in „seinem“ Frauenaurach vorwärts 
geht. In enger Zusammenarbeit mit 
dem Gremium und gemeinsam mit 
den Bürgerinnen und Bürgern bringt 
er viele Themen zur Sprache und setzt 
Verbesserungen durch: Verhinderung 
der Müllverschwelungsanlage auf dem 
Gelände von Franken II, Erhalt und mehr 
Unterstützung des Jugendclubs „Arche 
Noah“, Bau des Radwegs nach Hütten-
dorf, Erhalt und Ausbau des Gemeinde-
zentrums für Kinderbetreuung, Vereine 
und als Bürgertreff, , Mittagsbetreuung 
in der Schule, mehr Schulwegs- und 
Verkehrssicherheit, , Förderung von 
Stadtteilkultur und Denkmalpflege 
durch Unterstützung des Amtshaus-
schüpflas,  Erhalt der Kirchweih und An-
bringung von Plaketten an historischen 
Gebäuden, 2007 beim Gespräch des 
Wirtschaftsreferenten mit den ortsan-
sässigen Firmen setzt er sich vehement 
ein für den Ausbau digitaler Kommu-
nikation: Er fragt zornig: Sind wir DSL-
Provinz? Die Aufzählung ist bei weitem 
nicht vollständig. Walter wird 1978 Vor-

sitzender des Ortsbeirats und bleibt es 
bis 2008. Er amtiert von 1996 bis 2008 
als Sprecher aller Ortsbeiräte. Ein Roter 
unter lauter Schwarzen, parteienüber-
greifend respektiert und anerkannt.

Die fränkische Bedachtsamkeit hat er 
nicht verinnerlicht, er hat Humor und 
verbreitet lieber niederbayerische Le-
bensfreude, er kann aber auch Eigen-
sinn mit Ecken und Kanten. Dort, wo er 
sich aktiv einbringt, redet er Klartext 
und spart auch nicht mit Kritik, wenn es 
Anlass dazu gibt.  

Danke, Walter

Er hat den Sportehrenbrief erhalten, 
die Dankesurkunde des Freistaates für 
besondere Verdienste um die kommu-
nale Selbstverwaltung, die höchste Eh-
rung des BLSV - die Ehrennadel in Gold 
mit großem Kranz. 2018 hat ihm unser 
Oberbürgermeister Dr. Florian Janik im 
Namen des Stadtrates und aller Bürge-
rinnen und Bürger die Bürgermedaille 
verliehen.

 Lieber Walter, du warst ein erfolgreicher 
Unternehmer, ein umtriebiger Kommu-
nalpolitiker, du bist noch immer ein 
leidenschaftlicher Sportfunktionär und 
seit über 50 Jahren Sozialdemokrat. Wir 
sind stolz auf dich! Im Namen der Erlan-
ger SPD und auch ganz persönlich sage 
ich: Danke, Walter! Alles Gute zum 80. 
Geburtstag. Ad multos annos. 

Herzlichst
Gisela Niclas 

gegenüber: Schabernack im Sinn gegen 
den gutmütigen Prof mit seiner doch 
sehr schülerfreundlichen Lehr- und 
Lebenseinstellung, spielen sie, daddeln, 
lesen und schlafen sie sich durch den 
Unterricht. Alles ist „selbstverständlich“ 
für diese unreifen Burschen. Ähnlich ists 
mit dem Wahlvolk und der Politik. Im 
Film lacht sich der Zuschauer schlapp. 
Beim Blick auf das von demokratischen 
Prozeduren gelangweilte Wahlvolk, 
vergeht mir persönlich inzwischen das 
Lachen. Ich kann und will nur hoffen, 
dass es dem Olaf Scholz nicht wie dem 
bedauernswerten Professor ergeht. 
Die Leitlinie der Wahlkampagne mit 
den Missionen lässt mich Schlimmes 
befürchten.

Da stelln wir uns mal ganz dumm 
...sagte schon der  Physikprofessor 
in der Feuerzangenbowle. Und wir 
machen das jetzt mal ganz ähnlich und 
brainstormen eine Liste mit Begriffen, 
die uns zu Missionsgetriebener Politik 
spontan einfallen:
Missionarsstellung, Mission 
impossible, Zwangsbekehrung, 
Himmelfahrtskommando, Emissionen, 
Demission, Armenhilfe …
Mit Visionen geh zum Arzt, aber 
missionsgetrieben gehört dir die 
Zukunft?

Der einzige positive Begriff meiner Liste 
ist die Armenhilfe. Zukunft oder der 
Gedanke daran kam mir nicht in den 
Sinn. Es kann natürlich sein, dass ich 
langsam zur verbitterten Alten mutiere. 
Aber aus meiner gegenwärtigen 
Lebenswirklichkeit kam noch keine 
derartige Rückmeldung.
Haben wir also einmal mehr eine 
Wahlkampagne bei der der Schuss 
nach hinten vorprogrammiert ist? Der 
Beschluss des SPD-Parteivorstands 
vom 7.Februar dieses Jahres hat mich 
aufgeschreckt! Mein Stift flog mit 
persönlichen Anmerkungen nur so über 
den Ausdruck der  „Zukunftsmissionen 
für unser Land“. 
Im Film Die Feuerzangenbowle sitzen 
die Schüler ihrem Physikprofessor 

Aus dem Bauch gesprochen:

Missionsgetriebene Politik oder 
„Wat is en Dampfmaschin...“

Von Monika Fath-Kelling
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Beispielhaft die Seiten 1+2, das Vorspiel 
sozusagen, von mir in leichte Sprache 
gesetzt und mit dezenten, persönlichen 
Anmerkungen in Klammern versehen:

1.	 Zukunft findet statt. Wir sollen 
sie gestalten. Sie nicht nur über uns 
ergehen lassen.
2.	 Klimawandel findet statt. 
Wohlstand soll weiter stattfinden. Wir 
müssen vorangehen. Und im Verbund 
mit unseren europäischen Partnern 
(vulgo: mit angezogener Handbremse) 
Europa zum ersten klimaneutralen 
Kontinent machen. (leider steht eine 
nähere Definition des Kontinents 
Europa, mit oder ohne Russland, nicht 
drin)
3.	 Eine Verschiebung der 
internationalen wirtschaftlichen 
Kräfte findet statt. China wird größte 
Volkswirtschaft. Zur Erhaltung unseres 
Wohlstands brauchen wir faire 
Handelsbeziehungen. Wohlstand und 
Anstand gehören zusammen. (Dann 
ereignet sich vielleicht das Märchen der 
„Wohlanständigkeit“?)
4.	 Die Digitalisierung aller 
Lebensbereiche findet statt. Deshalb 
muss unser Gesundheitssystem 
besser und digitaler werden. 
(Krankenhaussterben auf dem flachen 
deutschen Land? Gübts hür nücht...) 
Nur wenn wir in den nächsten Jahren 
entschieden handeln (vulgo: das ist 

das Versprechen des permanenten 
Weiterwurstelns) werden wir die 
digitale Souveränität des Staates und 
der Unternehmen, der Bürger*innen und 
Verbraucher*innen, erhalten können 
(die wir doch noch nie hatten!...)
5.	 Angesichts dieser unaufhaltsamen 
Umwälzungen müssen wir die 
Innovationspolitik einer eierlegenden 
Wollmilchsau entwickeln. Damit auch 
künftig die  „Wenigen“ das ihnen 
nach ihrem Selbstbild zustehende 
„Viel“ weiterhin abgreifen können. 
(Beispiel: Impfstoff/Pharmaindustrie). 
Demokratisch, erfolgreich und 
werteorientiert muss das geschehen. 
(Dabei kann sich etwas nur in 
der Rückschau als „erfolgreich“ 
erweisen. Und dann auch nur durch 
die „richtige Brille“, denn Erfolg ist 
definitionsabhängig. Gut gemeint 
ist noch nicht gut gemacht. Beispiel: 
Missionierung der armen N...kinder).
6.	 Wir müssen in Deutschland 
und der EU Leitmärkte (sic!) auf- und 
ausbauen. Öffentliche Investitionen 
spielen die Schlüsselrolle mit 
dem Ziel, privatwirtschaftliche 
Investitionsschübe auszulösen. Das 
kann von Staat und Privatwirtschaft nur 
gemeinsam bewältigt werden. (nach 
der altbewährten Aufgabenverteilung: 
öffentliche Förderung in jeder Form 
abgreifen, Reibbach machen, der dann 
am Staat ungehindert vorbei in die 

privaten Aktionärstaschen fließt?) 
Das ist das (privatwirtschaftliche) 
Erwartungsmanagement für die 
anstehenden Jahrhundertaufgaben.
7.	 Die missionsgetriebene 
Wirtschaftspolitik muss 
selbstverständlich sozial gerecht 
stattfinden. Vorgesehen ist ein Dreiklang 
aus Ökonomie, Ökologie und sozialer 
Verantwortung (früher als trickle-down-
effect bekannt). Dazu bedarf es einer 
Reform des Steuersystems. …..

So geht’s noch weitere 6 Seiten, lest 
selber. Und schaut wies euch bekommt. 
Mich kommts hart an.
Fazit: Das Papier ist phrasenbesoffen 
wie der berühmte „wenzige Schlock...“ 
aus der Feuerzangenbowle. Ob sich 
eine ähnlich berauschende Wirkung, 
wie in der Unterrichtsstunde über die 
alkoholische Gärung beim Schülervolk, 
auch beim Wahlvolk einstellt, weiß ich 
nicht. Mir kommt es jedenfalls  ganz 
so vor, wie die treffende, vorläufige 
Definition der Dampfmaschin: Da  stelln 
wir uns erstmal einen großen schwarzen 
Raum vor. Mit vorn und hinten einem 
Loch. Ins vordere Loch kommt der Dampf 
rein, zum hinteren Loch... kommen wir 
später …. (soweit der Physikprofessor im 
Film :D) 

Viel Dampf. Hoffen wir trotzdem das 
Beste.

How to … Paritätsgesetz
Mit dem Bundesverfassungsgericht zur verfassungskonformen Regelung

Von Mark Schuster

Am 02. Februar 2021 hat der Zweite Se-
nat des BVerfG einen Beschluss vom 
15. Dezember 2021 veröffentlicht, der 
sich mit dem Fehlen gesetzlicher Rege-
lungen zur paritätischen Ausgestaltung 
des Wahlvorschlagsrechts bei der Bun-
destagswahl 2017 beschäftigt. Die um-
strittene Frage, ob Paritätsregelungen 
verfassungsrechtlich zulässig sind, war 
in diesem Verfahren nicht zu beant-
worten. Der 34-seitige Verwerfungs-
beschluss gibt in der Frage dennoch 
Aufschluss. An mehreren Stellen wird 

deutlich: Der Gestaltungsspielraum 
des Gesetzgebers zur Umsetzung des 
Gleichbehandlungsgebots aus Art. 3 II 
2 GG ist weit, eine Abwägung mit der 
Parteienfreiheit (Art. 21 I GG) und den 
Wahlrechtsgrundsätzen (Art. 38 I GG) 
möglich. Mehr noch: Die Begründung 
des Zweiten Senats lädt regelrecht dazu 
ein, einen Weg durch das landesverfas-
sungsgerichtlich determinierte Laby-
rinth zum verfassungskonformen Pari-
tätsgesetz zu finden.

Was der Zweite Senat entschieden hat: 
keine Pflicht zur Parité-Gesetzgebung

Anders als in den Entscheidungen der 
Verfassungsgerichte aus Thüringen und 
Brandenburg aus dem letzten Jahr ging 
es in der Wahlprüfungsbeschwerde nicht 
um die Verfassungsmäßigkeit konkreter 
paritätischer Regelungen zur Besetzung 
von Listen. Die Frage war vielmehr, ob 
der Gesetzgeber von Verfassungs we-
gen gehalten war, das Wahlvorschlags-
recht durch die Pflicht zur paritätischen 
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Nominierung von Frauen und Männern 
zu ergänzen. Eine solche Pflicht des Ge-
setzgebers hat das Bundesverfassungs-
gericht nicht angenommen. Eine andere 
Entscheidung hätte nicht weniger als 
überrascht: Selbst wenn dem Grunde 
nach eine verfassungsrechtliche Pflicht 
zum gesetzgeberischen Handeln be-
steht, kommt dem Gesetzgeber grund-
sätzlich ein weiter Einschätzungs-, 
Wertungs- und Gestaltungsspielraum 
bei der Umsetzung zu. Das hat das Bun-
desverfassungsgericht für grundrecht-
liche Schutzpflichten in seiner zweiten 
Entscheidung zum Schwangerschafts-
abbruch herausgestellt. Nur ausnahms-
weise lässt sich der Verfassung eine kon-
krete Pflicht zu einem ganz bestimmten 
Handeln entnehmen. Das Bundesver-
fassungsgericht kann deshalb auch erst 
dann eingreifen, wenn der Gesetzgeber 
eine bestehende Pflicht evident verletzt 
hat. Dies ist der Fall, wenn sein Gestal-
tungsspielraum auf eine konkrete Rege-
lungspflicht verengt war. Die Beschwer-
deführerinnen hatten also nicht nur 
hinreichend substantiiert darzulegen, 
dass die Pflicht besteht, Gleichberechti-
gung im Wahlrecht zu fördern, sondern 
auch, dass einzig Vorgaben zur paritä-
tischen Besetzung von Wahllisten in 
Betracht kommen, um diese Pflicht zu 
erfüllen.

Eine solche gesetzgeberische Hand-
lungspflicht stützen die Beschwerde-
führerinnen auf zwei Argumente:
1) die einer Demokratie angemessene 
geschlechterparitätische Repräsentati-
on im Bundestag und 2) die Überwin-
dung struktureller Nachteile zu Lasten 
von Frauen in der Nominierungs- und 
Aufstellungspraxis der Parteien. Dem 
ersten Argument erteilte das Bundes-
verfassungsgericht eine recht deutliche 
Absage. Weder das Demokratieprin-
zip (Art. 20 II 1 GG) noch die passive 
Wahlrechtsgleichheit (Art. 38 I 1 GG) 
verlangten vom Gesetzgeber, die Aus-
gestaltung des Wahlvorschlagsrechts 
am Ziel der paritätischen Besetzung des 
Parlaments auszurichten. Das BVerfG 
betonte sein formales Gleichheitsver-
ständnis von der passiven Wahlrechts-
gleichheit gegenüber der materiellen 
Lesart der Beschwerdeführerinnen, die 
aus Art. 38 I GG ein Grundrecht auf ge-
schlechtsbezogene Ergebnisgleichheit 
herleiten wollten. Auch eine Pflicht zur 
„Spiegelung“ des Bevölkerungsanteils 
von Frauen und Männern im Deutschen 
Bundestag könne dem Demokratieprin-

zip nicht entnommen werden. Dieses 
Repräsentationsargument hatte der 
BayVerfGH in einer Popularklage 2018 
ebenfalls abgelehnt.

Aber auch das zweite Argument der 
Beschwerdeführerinnen konnte nicht 
überzeugen: So sei schon zweifelhaft, 
ob faktische Nachteile zu Lasten von 
Frauen im Sinne des Art. 3 II 2 GG sub-
stantiiert dargelegt wurden. Jedenfalls 
sei nicht ersichtlich, dass der weite Ge-
staltungsspielraum des Gesetzgebers 
zur Erfüllung des Gleichberechtigungs-
auftrags aus Art. 3 II 2 GG so weit verengt 
sei, dass keine Handlungsalternativen 
zur paritätischen Ausgestaltung des 
Wahlvorschlagsrechts mehr bestünden. 
Das BVerfG verwarf die Wahlprüfungs-
beschwerde mangels hinreichender 
Substantiiertheit als unzulässig.

Was der Zweite Senat nicht entschie-
den, aber doch ausgeführt hat: der wei-
te gesetzgeberische Gestaltungsspiel-
raum

Interessant wird der Beschluss dort, wo 
er mögliche Handlungsalternativen des 
Gesetzgebers zur Durchsetzung des Ge-
bots aus Art. 3 II 2 GG thematisiert. Das 
Gericht betont nicht nur den grundsätz-
lich weiten Gestaltungsspielraum des 
Gesetzgebers, sondern skizziert die im 
Wahlrecht erforderliche Abwägung mit 
den verfassungsrechtlichen Vorgaben 
aus Art. 21 I GG und Art. 38 I 1 GG. Mehr-
fach geht das BVerfG auf die Abwägung 
ein und stellt klar, dass es sich bei der 
Parteienfreiheit und den Wahlrechts-
grundsätzen einerseits sowie dem 
Gleichberechtigungsauftrag anderer-
seits um „gleichrangige“ verfassungs-
rechtliche Vorgaben, um „gleichwertige 
Verfassungsgüter“ handelt, denen der 
Gesetzgeber angemessen Geltung zu 
verschaffen hat.

Indem er die potentielle Gleichran-
gigkeit anerkennt, setzt sich der Be-
schluss des BVerfG von den bisherigen 
landesverfassungsgerichtlichen Ent-
scheidungen zur Zulässigkeit von Pari-
tätsgesetzen ab. Der Thüringer VerfGH 
verlangte für die Rechtfertigung der 
landesrechtlichen Paritätsregelungen 
einen „(besonders) zwingenden Grund“, 
der durch die Verfassung legitimiert 
und von einem Gewicht sein müsse, 
dass er den Wahlrechtsgrundsätzen und 
der Parteienfreiheit „die Waage halten 
kann“. Diese Anforderungen sprach der 

Gerichtshof dem landesverfassungs-
rechtlichen Gleichberechtigungsgebot 
ab. Das Verfassungsgericht des Landes 
Brandenburg forderte für eine legitime 
Einschränkung der Wahlrechtsgrundsät-
ze „wahlrechtsimmanente Zwecke“ und 
beschrieb die Förderung der Gleichbe-
rechtigung von Frau und Mann sodann 
als „wahlrechtsfremden Zweck“. Die 
Folge: Die Landesverfassungsgerichte 
stiegen in die Frage der Abwägung der 
kollidierenden Verfassungsgüter gar 
nicht erst ein.

Der Zweite Senat stellt hingegen nicht 
nur in Bezug auf die Umsetzung des 
Gleichberechtigungsgebots, sondern 
auch bei der Ausgestaltung des Wahl-
rechts (Art. 38 III GG) auf den weiten Ge-
staltungsspielraum des Gesetzgebers 
ab. Im Rahmen dieses Spielraums sei 
es „grundsätzlich seine Sache, verfas-
sungsrechtlich geschützte Rechtsgüter 
und die Wahlrechtsgrundsätze des Art. 
38 I 1 GG – auch in ihrem Verhältnis zu-
einander – zum Ausgleich zu bringen“. 
Auch aus dieser Perspektive spreche 
viel dafür, dass Gleichberechtigungsge-
bot und Wahlrechtsgrundsätze sich als 
Verfassungsgüter gleichrangig gegen-
überstünden und dem Gesetzgeber ein 
angemessener Ausgleich obliege. Die 
Diskussion um die verfassungsrecht-
liche Zulässigkeit von paritätischen Re-
gelungen im Wahlrecht wird sich vor 
diesem Hintergrund stärker auf die Ab-
wägungsfrage zu fokussieren haben.

Strukturelle Nachteile in der Nominie-
rungs- und Aufstellungspraxis der Par-
teien überwinden

Auch wenn der Zweite Senat die um-
strittene Frage nach der Zulässigkeit von 
Regelungen zur paritätischen Listenge-
staltung nicht zu beantworten hatte, 
markiert der Beschluss doch einige Eck-
pfeiler für künftige Gesetzesvorhaben. 
Jedenfalls war´s das jetzt keineswegs 
mit dem Paritätsgesetz, der Beschluss 
kann möglicherweise gar als Bastelan-
leitung gelesen werden.

Mit dem Repräsentationsargument dürf-
te es nach der Lektüre des Beschlusses 
verfassungsrechtlich schwierig werden. 
Ein Grundsatz der geschlechtsparitä-
tischen Spiegelbildlichkeit im Parla-
ment lässt sich dem Demokratieprinzip 
nicht entnehmen. Auch mit Blick auf 
das Gleichberechtigungsgebot aus Art. 
3 II 2 GG ist der Repräsentationsgedan-
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ke nicht unproblematisch. Das BVerfG 
verweist insoweit auf die umstrittene 
Frage, ob Art. 3 II 2 GG Chancen- oder 
Ergebnisgleichheit verspricht. Geht 
man mit Papier/Heidebach davon aus, 
dass Art. 3 II 2 GG jedenfalls nicht auf 
die „Geschlechterparität um ihrer selbst 
willen“ gerichtet ist, wird der erfolg-
versprechendere Ansatz auf Chancen-
gleichheit zielen.

Für künftige Gesetzesvorhaben – wie sie 
etwa in Bremen, Berlin und Hamburg 
derzeit diskutiert werden – ist damit 

das Ziel der Überwindung struktureller 
Nachteile zu Lasten von Frauen in der 
Nominierungs- und Aufstellungspraxis 
der Parteien ausschlaggebend. Aus-
gangspunkt für die gesetzgeberische 
Tätigkeit sind die „faktischen Nach-
teile“ aus Art. 3 II 2 GG. Die Beurteilung 
der strukturellen Benachteiligung von 
Frauen obliegt wiederum dem weiten 
Einschätzungsspielraum des Gesetzge-
bers.

Im Rahmen der Abwägung von Partei-
enfreiheit, Wahlrechtsgrundsätzen und 

Gleichberechtigungsgebot kommt es 
dann auf die verhältnismäßige Zuord-
nung von Normbefehl und Rechtsfolgen 
innerhalb des jeweiligen Wahlrechts 
an. Dabei sind auch die Spezifika des 
(Landes-)Wahlrechts zu berücksichtigen. 
So kann es für die Eingriffsintensität in 
die Parteienfreiheit einen Unterschied 
machen, ob wahlrechtliche Elemente 
wie das Kumulieren und Panaschieren 
(z.B. in Hamburg) den Wähler*innen 
eine Beeinflussung der Sitzverteilung 
innerhalb einer Liste ermöglichen.

Die wahre Herrschaft des Unrechts
Zur Missachtung der Rechtsprechung an der europäischen Grenze

Von Mark Schuster

An den europäischen Grenzen herrscht 
das Unrecht. Im Mittelmeer sterben 
Menschen, weil die Seenotrettung ver-
sagt oder weil sie vom Grenzschutz zu-
rückgedrängt werden. In Bosnien und 
Herzegowina hausen Schutzsuchende 
im Schnee, weil Kroatien ihnen den 
Weg in die EU versperrt. Ungarn inter-
niert Flüchtlinge oder schiebt sie nach 
Serbien ab, ohne ein ordentliches Ver-
fahren durchzuführen. Der EuGH hat 
die ungarische Asylpolitik wiederholt 
gerügt, so zuletzt in einer Entscheidung 
vom 17. Dezember 2020. Diese Recht-
sprechung ist nicht nur für Ungarn be-
deutsam – im Raum der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts verpflichtet sie 
die EU als solche und jeden einzelnen 
Mitgliedstaat. Solange die Bundesregie-
rung davor die Augen verschließt, stellt 
sie die Herrschaft des Rechts in Frage.

Für Schutzsuchende ist die EU-Außen-
grenze zum Raum der systematischen 
Menschenrechtsverletzungen verkom-
men. Unter Missachtung des Völker-
rechts drängt FRONTEX in der Ägäis 
Schiffe zurück, unter mutmaßlicher 
Beteiligung der Bundespolizei. Vor den 
Küsten von Italien und Malta werden 
Schiffbrüchige ihrem Schicksal überlas-
sen. Stacheldraht sichert die Grenzen 

von Bulgarien, Mauern verhindern den 
Zugang zum spanischen Territorium. In 
französischen „Wartezonen“ und grie-
chischen Hotspots gilt Sonderrecht, die 
Rechte von Schutzsuchenden werden 
bis zur Unkenntlichkeit beschnitten. 
An den Binnengrenzen werden diese 
Maßnahmen repliziert: Slowenien setzt 
Tränengas gegen Schutzsuchende ein, 
Deutschland hebelt Verfahrensgaran-
tien aus, um die Einreise von Flücht-
lingen zu verhindern, Frankreich lässt 
Schutzbegehren unter den Tisch fallen, 
um Zurückweisungen zu beschleuni-
gen.

Ungarn verletzt rechtsstaatliche Garan-
tien

Diese Situation ist Gegenstand etlicher 
Gerichtsverfahren. Am 17. Dezember 
2020 hat der EuGH ein weiteres Mal 
festgestellt, dass Ungarn die migrations-
rechtlichen Vorgaben des Unionsrechts 
verletzt. Die Regelungen des unga-
rischen Rechts, wonach Asylanträge von 
Menschen, die aus Serbien kommend 
nach Ungarn einreisen, nur in den Tran-
sitzonen von Röszke und Tompa gestellt 
werden können, sind nach Auffassung 

des EuGH unionsrechtswidrig, zumal 
die ungarischen Behörden in ständiger 
Verwaltungspraxis den Zugang zu die-
sen Zonen zahlenmäßig drastisch be-
schränken. Unionsrechtswidrig ist auch, 
dass die Betroffenen diese Zonen nicht 
verlassen dürfen, zumal diese Freiheits-
entziehung auch besonders schutzbe-
dürftige Personen erfasst. Der EuGH hat 
zudem festgestellt, dass die ungarische 
Rückführungspraxis rechtsstaatlichen 
Anforderungen nicht genügt.

Mit dieser Entscheidung knüpft der 
EuGH an sein Urteil vom 14. Mai 2020 
an. Bereits dort hatte er festgestellt, 
dass die Verpflichtung zum Aufenthalt 
in geschlossenen Transitzonen eine 
Freiheitsentziehung ist, die nicht pau-
schal alle Schutzsuchenden treffen darf, 
sondern eine Einzelfallprüfung unter 
Beachtung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes voraussetzt und zudem 
zeitlich zu beschränken ist.

Überraschend sind diese Entschei-
dungen nicht. Ordentliche Verfahren 
und effektiver Rechtsschutz sind Kern-
pfeiler im Raum der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts. Auch an der Grenze 
beanspruchen sie unbedingte Geltung. 



20

Diskussion

Schutzsuchende müssen Zugang zu 
einem ordentlichen Asylverfahren ha-
ben, sobald sie in Berührung mit der ho-
heitlichen Gewalt der Mitgliedstaaten 
kommen. In der Verfahrensrichtlinie 
heißt es darum ganz klar: „Diese Richt-
linie gilt für alle Anträge auf internati-
onalen Schutz, die im Hoheitsgebiet 
— einschließlich an der Grenze, in den 
Hoheitsgewässern oder in den Transit-
zonen — der Mitgliedstaaten gestellt 
werden.“

Ungarn hat die Transitzonen mittler-
weile geschlossen. Damit hat sich die 
Sache jedoch nicht erledigt. Die Ent-
scheidungen des EuGH fordern nicht 
nur Ungarn zum Handeln auf; sie ver-
pflichten die EU als solche und jeden 
einzelnen Mitgliedstaat.

Kroatien, Spanien, FRONTEX

Besonders bedeutsam sind die Entschei-
dungen des EuGH, um die Situation an 
der bosnisch-kroatischen Grenze zu be-
urteilen. Wegen Pushbacks von Schutz-
suchenden sind gegen Kroatien derzeit 
mehrere Verfahren beim EGMR anhän-
gig. Wie in Ungarn prägt das Fehlen 
eines ordentlichen Verfahrens und des 
Zugangs zu effektivem Rechtsschutz die 
kroatische Praxis. In ihren Stellungnah-
men kommen die Menschenrechtskom-
missarin des Europarats und mehrere 
Organisationen der Zivilgesellschaft zu 
dem Ergebnis, dass Kroatien damit ge-
gen die EMRK verstößt. Dieser Praxis 
muss daher umgehend ein Ende gesetzt 
werden.

Diesem Ergebnis steht auch das Urteil 
des EGMR vom 13. Februar 2020 (N.D./
Spanien) nicht entgegen, wonach die 
Pushbacks der spanischen Behörden in 
Ceuta und Melilla nicht konventions-
widrig seien. Der EGMR hat dieses Urteil 
maßgeblich damit begründet, dass den 
von den Pushbacks Betroffenen in den 
spanischen Exklaven alternative, effek-
tive und zumutbare Möglichkeiten der 
Beantragung internationalen Schutzes 
zur Verfügung stünden. Eine verbote-
ne Kollektivausweisung oder eine Ver-
letzung des Rechts auf wirksame Be-
schwerde liege daher nicht vor. Diese 
Einschätzung wird mit guten Gründen 
kritisiert. Auf die Situation an der kro-
atischen Grenze ist sie jedoch ohnehin 
nicht übertragbar, da es dort an einem 
alternativen, effektiven und zumutba-

ren Zugang zum Asylverfahren fehlen 
dürfte. In einer solchen Situation dürfte 
der EGMR auch in Zukunft eine Verlet-
zung der EMRK annehmen, wie er sie in 
seinem Urteil vom 23. Februar 2012 (Hir-
si Jamaa/Italien) festgestellt hat.

Die Entscheidungen des EuGH zwingen 
auch die EU zum Handeln, da sie mit 
FRONTEX unmittelbar am Grenzschutz 
beteiligt ist und damit maßgeblichen 
Einfluss auf das Handeln der Mitglied-
staaten ausüben kann. Dass FRONTEX 
im Januar seine Aktivitäten in Ungarn 
suspendiert hat, kann nur ein erster 
Schritt sein. Es zeugt von einer gewis-
sen Inkonsequenz, dass eine solche Ent-
scheidung in Bezug auf die Ägäis oder 
auf die kroatische Grenze bislang nicht 
bekannt geworden ist. Dass das Europä-
ische Parlament FRONTEX nun überwa-
chen will, ist sicherlich keine schlechte 
Nachricht. Da die Kontrolle der Kom-
mission und der ihr nachgeordneten 
Behörden aber ureigenste Aufgabe des 
Parlaments ist, stellt sich allerdings die 
Frage: Warum erst jetzt?

In der Asylpolitik muss die Bundesre-
gierung umsteuern

Doch auch die Mitgliedstaaten, denen 
selbst keine Pushbacks vorgeworfen 
werden, sind zum Handeln aufgefor-
dert. Mit finanziellen Hilfe für die not-
dürftige Versorgung von Flüchtlingen 
in Drittstaaten ist es nicht getan. Die 
Bundesregierung ist unmittelbar am 
Unrecht an der Grenze beteiligt, nicht 
nur weil Bundesbehörden an FRONTEX-
Einsätzen beteiligt sind, sondern auch 
weil sie Kroatien tatkräftig beim Grenz-
schutz unterstützt. Solange die Einhal-
tung grundlegender menschenrecht-
licher und rechtsstaatlicher Garantien 
nicht sichergestellt ist, muss dieser Pra-
xis ein Ende gesetzt werden.

Auch in der eigenen Asylpolitik ist ein 
Umsteuern zwingend erforderlich. Seit 
den Urteilen des EGMR vom 21. Janu-
ar 2011 (M.S.S./Belgien und Griechen-
land) und des EuGH vom 21. Dezember 
2011 ist klar, dass systematische Verlet-
zungen menschenrechtlicher Vorgaben 
auf dem Gebiet des Asylrechts nicht nur 
die Staaten zum Handeln zwingen, die 
diese Verletzungen unmittelbar zu ver-
antworten haben. Vielmehr führen sie 
auch dazu, dass Schutzsuchende nicht 
in diese Staaten zurückgeführt werden 

dürfen. Syrischen Flüchtlingen etwa, die 
auf der Flucht nach Deutschland Grie-
chenland durchquert haben, muss in 
Deutschland Schutz gewährt werden, 
auch wenn die Dublin-III-Verordnung 
zunächst etwas anderes nahelegt.

Der Zugang zu einem ordentlichen 
Verfahren ist ein grundlegendes Men-
schenrecht. In Staaten, die dieses 
Recht systematisch missachten, dürfen 
Schutzsuchende nicht länger zurückge-
führt werden. Es ist nicht hinnehmbar, 
dass Schutzsuchende wegen der syste-
matischen Verletzung rechtsstaatlicher 
Standards an der Grenze stranden. Hier 
trifft die EU, hier trifft Deutschland die 
Verantwortung, den Zugang zum Asyl-
verfahren durch proaktive Aufnahme 
zu gewährleisten. Die rechtlichen In-
strumente für die Aufnahme bestehen 
bereits: Familienzusammenführung auf 
Grundlage der Dublin-III-Verordnung, 
Relocation und Resettlement.

Gerichtsentscheidungen halbherzig 
umzusetzen heißt, sie teilweise zu 
ignorieren. Gerichtsentscheidungen 
zu ignorieren heißt, sie zu missachten. 
Die Missachtung von Gerichtsentschei-
dungen höhlt den Raum der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts aus. Das 
ist die eigentliche Herrschaft des Un-
rechts.
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Catch me if you can:
Quellen-TKÜ im Spannungsverhältnis zwischen Freiheit und Sicherheit

Von Mark Schuster

Ende Oktober beschloss das Bundeska-
binett erweitere Überwachungsbefug-
nisse für Nachrichtendienste, insbeson-
dere dass sie zur Überwachung mittels 
Quellen-Telekommunikationsüberwa-
chung (Quellen-TKÜ) berechtigt werden 
sollen. 

Schon bei der Einführung der auch als 
„Staatstrojaner“ bezeichneten Ermitt-
lungsmethode für die Polizei in der 
Strafprozessordnung (StPO) wurden 
viele kritischen Stimmen laut. So wird 
bis heute diskutiert, ob ein solcher Ein-
griff in die Vertraulichkeitssphäre mit 
den Grundrechten vereinbar ist. Hierzu 
laufen Beschwerden beim Bundesver-
fassungsgericht, das diese Fragen be-
antworten muss. 

Quellen-TKÜ im verfassungsrechtlichen 
Kontext erklärt

Immer mehr Smartphone-Messenger, 
wie WhatsApp oder Signal, verschlüs-
seln die Kommunikationsinhalte ihrer 
Dienste auf dem Übertragungsweg 
standardmäßig (sog. Ende-zu-Ende-
Verschlüsselung). Was die Nutzer 
freut, stellt die Ermittlungsbehörden 
vor enorme Herausforderungen. Denn 
klassische Methoden der Telekommu-
nikationsüberwachung greifen bei 
verschlüsselten Nachrichten ins Leere. 
Seinen „Durst“ nach dem Kommunika-
tionsinhalt und den dahinter liegenden 
Daten kann der Staat dann technisch 
grundsätzlich nur noch unmittelbar an 
der „Quelle“, d.h. am Endgerät, stillen. 
Genau dieser Logik folgt die sog. Quel-
len-TKÜ: Sie greift auf das Smartphone 
oder den Laptop einer Person zu, um 
dort bspw. einen Chat-Verlauf oder ein 
Videotelefonat unverschlüsselt abzu-
schöpfen. Zu diesem Zweck infiziert die 
Sicherheitsbehörde zuvor das Endgerät 
der betroffenen Person mit einer Über-
wachungssoftware, die die Kommuni-
kation heimlich an sie ausleitet.

Die Quellen-TKÜ teilt mit der herkömm-
lichen Telekommunikationsüberwa-
chung eine wichtige Gemeinsamkeit: 

Sie spürt Kommunikationsinhalten 
nach, die Personen drittvermittelt über 
Distanz austauschen. Anders als diese 
fängt sie die Daten aber nicht bereits 
auf dem Übertragungsweg, sondern 
auf dem Endgerät ab. Dort befinden sich 
jedoch zugleich weitere sensible Daten 
– etwa das Nachrichtenarchiv oder pri-
vate Bilder. Dringen die Ermittler in diese 
Sphäre vor, führen sie in der Sache eine 
eingriffsintensivere Online-Durchsu-
chung durch. Für einen solchen Zugriff 
errichtet das Grundrecht auf Gewährlei-
stung der Vertraulichkeit und Integrität 
informationstechnischer Systeme (sog. 
IT-Grundrecht, Art. 2 I iVm Art. 1 I GG) je-
doch äußerst hohe Hürden. Müsste das 
Instrument der Quellen-TKÜ sich an die-
sen Anforderungen messen lassen, blie-
be es den Ermittlungsbehörden oftmals 
gerade in solchen Fahndungsszenarien 
verschlossen, für die es eigentlich ge-
dacht ist: als funktionales Äquivalent 
zur herkömmlichen Telekommunikati-
onsüberwachung in den Fällen, in de-
nen die Kommunikation verschlüsselt 
erfolgt.

Soll die Quellen-TKÜ in der gesamten 
Breite des polizeilichen Handelns – prä-
ventives wie repressives Handeln – An-
wendung finden, muss der Gesetzgeber 
sie daher gleichsam „im Käfig der Tele-
fonüberwachung“ halten. Erst dann ist 
es sachlich gerechtfertigt, den Eingriff 
nicht am IT-Grundrecht zu messen, son-
dern an den deutlich niedrigeren Anfor-
derungen des Art. 10 GG. Muss der Ein-
zelne nämlich nicht fürchten, dass die 
Behörde während einer Quellen-TKÜ 
auf den Gesamtdatenbestand seines 
Endgeräts zugreift, ist die Eingriffsin-
tensität mit anderen das Fernmeldege-
heimnis beschränkenden Formen des 
Zugriffs auf drittvermittelte Kommuni-
kation im Ansatz vergleichbar. Das setzt 
aber voraus, dass der Zugriff auf solche 
Daten, die nicht zur laufenden Kommu-
nikation gehören, zuverlässig ausge-
schlossen ist.

Nach dem BVerfG ist die heimliche Infil-
tration eines informationstechnischen 
Systems, um dessen Nutzung zu über-

wachen und dessen Daten auszuspähen 
(„Staatstrojaner“), verfassungsrechtlich 
nur zulässig, wenn
•	 tatsächliche Anhaltspunkte einer 
konkreten Gefahr für ein überragend 
wichtiges Rechtsgut bestehen. Über-
ragend wichtig sind Leib, Leben und 
Freiheit der Person oder solche Güter 
der Allgemeinheit, deren Bedrohung 
die Grundlagen oder den Bestand des 
Staates oder die Grundlagen der Exi-
stenz der Menschen berührt. Die Maß-
nahme kann schon dann gerechtfertigt 
sein, wenn sich noch nicht hinreichender 
Wahrscheinlichkeit feststellen lässt, 
dass die Gefahr in näherer Zukunft ein-
tritt, sofern bestimmte Tatsachen auf 
eine im Einzelfall durch bestimmte Per-
sonen drohende Gefahr für das überra-
gend wichtige Rechtsgut hinweisen,
•	 der Eingriff unter den Vorbehalt 
richterlicher Anordnung gestellt ist und
•	 das Gesetz Vorkehrungen zum 
Schutz des Kernbereichs privater Le-
bensgestaltung enthält.

Einsatz im Gefahren-Vorfeld

Der aktuelle Gesetzesentwurf des Bun-
deskabinetts sieht vor, die Befugniser-
weiterung in das Aritkel-10-Gesetz ein-
zufügen. Hierbei gleicht der Wortlaut 
der Entwurfsfassung weitestgehend 
der bereits geltenden Norm zur Quel-
len-TKÜ in der StPO. Somit würden die 
Befugnisse der Nachrichtendienste an 
die Befugnisse der Staatsanwaltschaft, 
ohne Möglichkeit der Online-Durchsu-
chung, angepasst.

Als wesentlicher Grund für die Ände-
rung wird die effektivere und frühzeitige 
Erforschungsmöglichkeit der Geheim-
dienste von zum Teil auch lebensgefähr-
lichen Gefahren des Extremismus und 
Terrorismus angeführt. Die Anschläge 
von Halle, Hanau und jüngst auch in 
Österreich in Wien würden zeigen, dass 
auch Einzeltäter eine erhebliche Ge-
fahr für die Allgemeinheit darstellen 
können, gerade auch, weil die sozialen 
Netzwerke eine breite, für jedermann 
erreichbare und effektive Möglichkeit 
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bestehe, extremistische Inhalte zu ver-
breiten.

Dem lässt sich allerdings entgegenhal-
ten, dass die Täter, wie sich im Nachhi-
nein herausgestellt hat, häufig gerade 
nicht durch eine Überwachung der Tele-
kommunikation hätten früher erkannt 
werden können. Im Gegenteil: Mit Blick 
auf den Ausbau von (nachrichtendienst-
lichen) Überwachungsmaßnahmen in 
der Vergangenheit wird recht schnell 
deutlich, dass ein „Mehr“ an Befugnis-
sen nicht zwangsläufig auch ein „Mehr“ 
an Sicherheit zur Folge hat – bestes Bei-
spiel dafür ist der NSU-Terror.

Hohes Missbrauchsrisiko

Überdies besteht bei der Überwa-
chungsmethode der Quellen-TKÜ das 
Problem, dass diese von der Online-
Durchsuchung rechtlich und technisch 
nicht immer klar abgrenzbar ist. 

Selbst wenn das Recht vorgibt, dass 
eine Quellen-TKÜ sonstige Daten auf 
dem Endgerät nicht erheben darf, lässt 
sich die Gefahr, dass der Staat mehr 
als nur die laufenden Kommunikati-
onsvorgänge wahrnimmt, technisch 
nicht sicher bannen. Denn eine Über-
wachungssoftware muss notwendi-
gerweise mit maximalen Administrati-
onsrechten ausgestattet sein, um sich 
unentdeckt in einem System einnisten 
zu können. Jede technische Einschrän-
kung der zulässigen Auswertungstiefe 
bürgt daher allein noch nicht für die er-
wünschte Ergebnissicherheit. Erforder-
lich sind konkrete rechtliche Vorgaben, 
die sicherstellen, dass sich der ermitt-
lungsbehördliche Zugriff stets auf den 
laufenden Kommunikationsvorgang 
beschränkt. Mit Blick auf den Wesent-
lichkeitsvorbehalt und das Gebot der 
Normenklarheit muss der Gesetzgeber 
zumindest die normstrukturellen Rah-
menbedingungen für die Vollzugspra-
xis in einer Weise vorzeichnen, die den 
Zugriff auf sonstige Daten hinreichend 
sicher versperrt.

Die bisherigen einfachgesetzlichen Er-
mächtigungsnormen im BKAG (§ 51 II 1 
BKAG), der StPO (§ 100a I 2 StPO) sowie 
in Art. 42 PAG konkretisieren nicht hin-
reichend, wie die jeweilige Behörde eine 
Quellen-TKÜ technisch und organisato-
risch auf die laufende Kommunikation 
beschränken kann und muss.

Allerdings dürfte dies eher als ein blo-
ßer juristischer Rechtfertigungsversuch 
zu qualifizieren sein, denn es wird ledig-
lich eine technische Maßnahme weiter-
hin als Überwachung der Telekommu-
nikation interpretiert, obwohl faktisch 
gesehen ein deutlich tieferer Eingriff in 
das Grundrecht auf Gewährleistung der 
Vertraulichkeit und Integrität informati-
onstechnischer Systeme vorgenommen 
wird. 

Wenn technisch in das IT-System einer 
betroffenen Person eingegriffen wurde, 
so ist der Schritt zu einer umfangreichen 
Online-Durchsuchung nicht weit, wes-
halb ein hohes Missbrauchsrisiko des 
schon bestehenden „kleinen Eingriffs“ 
gegeben ist. Aus diesem Grunde ist 
wohl auch die Vergleichbarkeit des Be-
fugnisausbaus mit dem technischen 
Fortschritt, der über die herkömmliche 
Telekommunikationsüberwachung hi-
nausgeht, nur begrenzt möglich.

Der Gesetzgeber muss das Restrisiko, 
dass eine Behörde im Rahmen einer 
Quellen-TKÜ auch vergangene Kom-
munikation oder private Bilder auf dem 
Speichermedium abschöpft, in verfas-
sungsrechtlich tragbare Bahnen len-
ken, indem er rechtlich eingrenzt, wie 
die Software technisch gestaltet und 
konfiguriert ist. Bereits die gesetzliche 
Ermächtigungsnorm selbst muss präzi-
sieren, wie eine Quellen-TKÜ technisch 
umzusetzen ist – etwa Softwarefunkti-
onen umreißen, die dazu geeignet sind, 
auf einem Endgerät ausschließlich lau-
fende Kommunikation zu überwachen. 
Hinzutreten sollten weitreichende ver-
fahrensrechtliche Sicherungsmechanis-
men, die nachprüfbar garantieren, dass 
die Softwarefunktionen den rechtlichen 
Vorgaben auch realiter folgen. Dafür 
sollte u.a. eine unabhängige Stelle vor-
ab alle Bestandteile der Software, die 
ihre Funktionalität in der Praxis formen, 
auf Herz und Nieren prüfen. Da die 
Überwachungsbehörden die Software, 
die sie konkret anwenden, fallspezifisch 
konfigurieren und sie durch Software-
Updates verändern können, müssen 
zudem Mechanismen wie bspw. eine 
Funktionstrennung zwischen konfi-
gurierender und ausführender Stelle 
sicherstellen, dass die Maßnahme nur 
laufende Kommunikation abfängt. Da-
mit Programmabläufe auch nachträg-
lich nachvollziehbar sind, sollte der 
Normgeber darüber hinaus die gesetz-

lich verankerte Protokollpflicht konkre-
tisieren, etwa indem die Sicherheitsbe-
hörden die Vorgänge automatisiert auf 
einem getrennten Server dokumentie-
ren müssen.

Quellen-TKÜ als Paradebeispiel des 
Spannungsverhältnis Freiheit vs. Si-
cherheit

Sicherheit soll der Staat gewährleisten, 
Aggressivitäten, Begehrlichkeiten und 
Rachsucht der Menschen in Schranken 
halten und dafür zu sorgen, dass das 
Zusammenleben sich nicht zu einem 
„Krieg aller gegen alle“ (Hobbes) ent-
wickelt. Doch Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung sind kein Selbstzweck: in der 
demokratischen rechtsstaatlichen Re-
publik wollen die Bürger*innen vielmehr 
ihre Freiheit unter und durch selbstbe-
stimmte Regierungen genießen. Freiheit 
und Sicherheit zu gewährleisten, sind so 
spätestens seit Locke (Rechtsstaat) und 
Hobbes (alleiniges und starkes Gewalt-
monopol des Staates) zentrale Aufgaben 
des Staates; sie beinhalten ganz maß-
geblich seine Existenzberechtigung. 
Der Wandel der Inneren Sicherheit ist 
unübersehbar: Nicht mehr Staaten sind 
in erster Linie die Bedrohungsakteure 
der öffentlichen Sicherheit, sondern 
„Warlords“, Söldner und Terroristen. Ein 
wesentliches Merkmal dieser Entwick-
lung ist die Privatisierung von Gewal-
tanwendung, vornehmlich mit zivilen 
Zielen. 

Auch wenn „Sicherheit“ selbstver-
ständlich eine der Voraussetzungen 
für „Freiheit“ ist – im demokratischen 
Rechtsstaat aber stehen beide in einem 
auszutarierenden Spannungsverhält-
nis: Denn Freiheit meint eben auch die 
Freiheit von staatlichen Sicherheitsan-
sprüchen. Zu den wesentlichen Verfas-
sungsprinzipien zählt die Bindung der 
Vollzugsorgane an Recht und Gesetz, 
der Rechtsweg gegen alle sicherheits-
politischen Maßnahmen der Staatsge-
walt steht offen und die Bürger*innen 
können schließlich Verfassungs- und 
Menschenrechtsbeschwerden zur Wah-
rung ihrer Menschen- und Bürgerrechte 
einlegen. Dennoch: Die Terroranschläge 
des 09/11 markieren auch hierzulande 
einen Einschnitt im allgemeinen öffent-
lichen wie im Bewusstsein aller für die 
öffentliche Sicherheit verantwortlichen 
Politiker*innen und Beamt*innen. Im 
Rahmen einer „neuen Sicherheitsarchi-
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tektur“ wurde die staatliche Befugniser-
weiterung v.a. im Bereich der Prävention 
erheblich ausgebaut. 

Nehmen wir den eingangs genannten 
Dualismus von Freiheit und Sicherheit 
(von Locke und Hobbes entwickelt) noch 
einmal auf, so bleibt festzuhalten, dass 
sich die „neue“ Sicherheit in Richtung 
„Hobbes“ verschiebt. Gerade dies zeigt 
sich deutlich an der Diskussion und der 
sehr wahrscheinlichen Einführung der 
präventiven Quellen-TKÜ für die Nach-
richtendienste und der Bundespolizei. 
Natürlich wollen diese Behörden stän-
dig mehr Aufgaben, Befugnisse – und 
Personal; es ist ihr legitimes Eigeninte-
resse, denn davon hängen schließlich 
Machtpotenzial, Beförderungschancen 
etc. ab. Warum sollte das im Politikfeld 
„innere Sicherheit“ und gerade bei den 
genannten Behörden anders sein? Aus 
demokratisch-liberaler Sicht problema-
tisch bleibt jedoch, dass Sicherheitsbe-
hörden in besonderer Weise in Grund-
rechte eingreifen. Dabei gerät zugleich 
der bundesdeutsche Grundkonsens 
zurecht scharfen Trennung von Polizei 
und Geheimdiensten zugunsten einer 
vielfältig vernetzten Architektur „erwei-
terter“ Sicherheit verstärkt unter Druck.

Hier finden wir die Wurzel dessen, was 
als Trennungsgebot von Polizei und 
Nachrichtendiensten bezeichnet wird. 
Das Trennungsprinzip beinhaltet zu-
nächst und zumindest den Grundsatz, 
dass die Polizeibehörden und Nach-
richtendienste in organisatorischer wie 
funktioneller Weise getrennt zu halten. 
Es schreibt unter anderem vor, dass in 
Deutschland Nachrichtendienste be-
stimmte Informationen zusammentra-
gen und auswerten; Aufgabe der Polizei 
ist es, gegebenenfalls aus diesen Infor-
mationen Konsequenzen zu ziehen und 
polizeiliche Maßnahmen zu ergreifen. 
Zum Beispiel kommt es vor, dass eine 
Landesbehörde für Verfassungsschutz 
von Waffenbesitz in den Händen von 
Rechtsextremisten erfährt. Es ist dann 
Aufgabe der Polizei, solch ein Waffenla-
ger aufzulösen und die Besitzer festzu-
nehmen. 

Immer mehr wird diese Grenze ver-
wischt: Wir erleben zunehmend die 
Polizeilisierung der Nachrichtendienste 
und die Vernachdienstlichung der Poli-
zeibehörden, wie die Erweiterungen der 
Befugnisse in den einzelnen Bundeslän-
dern zeigen. So darf die bayerische Polizei 

nach Art. 42 PAG die Quellen-TKÜ bspw. 
bei konkreten oder drohenden Gefahren 
gegen den Bestand der Bundesrepublik 
einsetzen. Diese Gefahrenerforschung 
im Bereich des „Staatsschutzes“ ist al-
lerdings der originäre Aufgabenbereich 
der Nachrichtendienste. Nächste Epi-
sode der verwischten Trennung ist die 
Einigung der Befugniserweiterung der 
Bundespolizei auf die Quellen-TKÜ.

Fazit und Ausblick

Grundsätzlich darf keine Wahrheitsfin-
dung um jeden Preis erfolgen. So müssen 
den gerade lediglich im Gefahrenvor-
feld tätigen Überwachungsbehörden, 
vor allem auch in der Anbetracht der be-
reits bestehenden Befugnisse der Ver-
kehrsdatenübermittlung und sonstigen 
Überwachungsmaßnahmen, deutliche 
Grenzen bei Eingriffen in die Privat- und 
Intimsphäre gesetzt werden, um einem 
übermäßigen und immer stärker wer-
denden Überwachungsdruck entgegen-
zutreten.

Die Schaffung eines solchen angemes-
sen Ausgleichs zwischen der informati-
onellen Freiheit der Bürger*innen und 
dem Sicherheitsinteresse des Staates ist 
dabei die oberste Aufgabe des Staates in 
der „neuen Sicherheitsarchitektur“ – di-
ese Aufgabe erfüllt der Staat, getrieben 
von einem Sicherheitswahn der Union, 
nicht! Hobbes lässt grüßen.

Sicherheitsbehörden müssen allerdings 
ebenso auf die neuen Gegebenheiten re-
agieren können. Während in den letzten 
Jahrzehnten (domestic) Terroristen und 
verfassungsfeindliche Gruppierungen 
ihre Kommunikation noch physisch 
(mündlich oder schriftlich) ausübten, 
werden Anschläge oder andere Aktivi-
täten weitestgehend im digitalen Raum 
geplant. Auch findet eine Radikalisie-
rung neutraler Personen zunehmend im 
Internet statt. Unsere veraltete Sicher-
heitsarchitektur geht dabei aber noch 
bei der Kommunikationsüberwachung 
mit dem sog. Lauschangriff vor und hat 
keine Befugnisse, die Kommunikation 
auch virtuell zu überwachen. Dement-
sprechend könnte eine rechtsstaatlich 
ausgeformte Quellen-TKÜ die Sicher-
heitsbehörden auf Augenhöhe mit den 
Störern bringen.

Dies kann aber nicht lediglich dazu füh-
ren, dass staatliche Befugnisse in den 

virtuellen Raum erweitert werden, son-
dern geht Hand in Hand mit staatlichen 
Pflichten. Es zeichnet den Rechtsstaat 
aus, dass er neuen, ihm als ungezügelt, 
gar „rechtsfrei“ erscheinenden Räume 
nicht mit ebenso ungezügelten (troja-
nischen) Pferden, sondern umsichtig 
und verhältnismäßig begegnet.

Die Quellen-TKÜ muss dabei aber sehr 
streng normiert und restriktiv einge-
setzt werden. Die geplante Erteilung 
einer Genehmigung zum Einsatz des 
sog. kleinen Staatstrojaners durch die 
vier (!!!) Mitglieder der G10-Kommissi-
on als „richterliche Anordnung“ geht 
dabei den falschen Weg. Eine Quellen-
TKÜ ist dabei zu eingriffsintensiv, um 
sie von vier Mitgliedern erteilen zu las-
sen, die an einem Treffen über 1.000 An-
ordnungen treffen müssen. Dabei setzt 
eine eingriffsintensive Überwachungs-
maßnahme eine ordentliche Prüfung 
eines Richters voraus. Dieses Prinzip des 
Polizei- und Strafprozessrechts muss 
auch auf das Recht der Nachrichten-
dienste erweitert werden. Eine Quellen-
TKÜ soll dementsprechend von einem 
Richter am Verwaltungsgericht ange-
ordnet werden. Nach Beendigung der 
Überwachungsmaßnahme muss die 
überwachte Person darüber informiert 
werden und durch einen ständigen par-
lamentarischen Ausschuss (ähnliche wie 
das Parlamentarische Kontrollgremi-
um) anhand der gesetzlich vorgeschrie-
benen Protokolle und den Ergebnissen 
der Überwachung kontrolliert werden. 
Gegen diese Überwachungsmaßnahme 
muss zudem der Verwaltungsrechtsweg 
offenstehen.

Neben dieser gerichtlichen Vor- und 
parlamentarischen – ggf. auch gericht-
lichen – Nachkontrolle muss die Ein-
griffsberechtigung auch restriktiv an-
hand der Vorgaben des BVerfG normiert 
werden. Durch das Trennungsgebot 
sollten Polizeibehörden die Quellen-
TKÜ im präventiven Sicherheitsbereich 
bei drohenden Gefahren grundsätzlich 
nicht nutzen dürfen, da sie sonst Aufga-
ben der Nachrichtendienste wahrneh-
men. Auch darf die Quellen-TKÜ auch 
nur bei drohenden Gefahren gegen den 
Bestand des Bundes oder eines Landes 
eingesetzt sowie zeitlich befristet wer-
den.

Die Quellen-TKÜ hebt die Sicherheits-
behörden nicht nur auf die Augenhöhe 
der Gesellschaft, sondern kann auch 
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bei der rechtsstaatlichen Ausgestaltung 
und Umsetzung den umstrittenen und 
abzulehnenden Einsatz von V-Leuten 
durch den Verfassungsschutz abgelöst 
werden. Dies ist einerseits effektiver 
und kostengünstiger, andererseits fällt 
dann die finanzielle Förderung der be-
stimmten Szene weg.

So wie der Staat physische Infrastruk-
turen zu sichern hat, so wie er selbst-
verständlich den Umgang mit Waffen 
durch Polizei und Militär oder mit Kern-
brennstoffen durch die Betreiber von 
Atomkraftwerken strengen Regeln un-
terwirft, so muss er neben dem mög-
lichen Einsatz der Quellen-TKÜ auch für 
die virtuelle Infrastruktur tatsächlich 
wirksame Schutzvorkehrungen treffen, 
indem er dafür sorgt, dass Sicherheits-
lücken in IT-Systemen so schnell wie 
möglich geschlossen werden. Zudem 
muss er für den eigenen Umgang mit 
virtuellen Waffen – denn nichts anderes 
sind Trojaner zur Ausnutzung von Si-

cherheitslücken in IT-Systemen –, Rege-
lungen treffen, die tatsächlich geeignet 
sind, die Verletzlichkeit von IT-Systemen 
zu minimieren. 

Fehlen all diese oben stehenden Vo-
raussetzungen ist der Einsatz der Quel-
len-TKÜ strikt abzulehnen, da sonst der 
übermäßige und immer stärker Über-
wachungsdruck und das Sicherheits-
verständnis Hobbes‘ Überhand gewinnt 
und von der informationellen, indivi-
duellen Freiheit wenig bis nichts übrig 
bleibt. Zudem stellt der rechtsstaatli-
che Einsatz der Quellen-TKÜ die sicher-
heitspolitische rote Grenze dar, die nicht 
mehr überschritten werden darf, ohne 
die Grundrechte komplett auf ein Mini-
mum zu beschränken. Weitergehende 
digitale Befugnisse wie die Online-
Durchsuchung sind daher folgerichtig 
abzulehnen. Informationsbeschaffung 
muss auch weiterhin mit analogen 
(rechtsstaatlich ausgeformten) Befug-
nissen zusätzlich möglich sein. Im Span-

Distrikt Süd
Vorsitzender:
Andreas Richter 
andreas.m.j.richter@web.de

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,

auch diesmal werden wir uns wie in 
den vergangenen Monaten zu einer 
virtuellen Sitzung treffen.

Diese findet statt

am Mittwoch, den 24.3., 
20 h.

 
Zunächst findet die Sitzung gemeinsam 
mit dem Distrikt West statt. Es werden 
sich die Kandidierenden für den SPD-
Kreisvorsitz vorstellen. Den Zugang 
hierfür findet Ihr auf der Einladung des 
Distrikts West.

​​​​​​​Es ist nicht nötig, sich die kostenlose Jitsi-
App herunterzuladen. Aber damit geht 

Einwahldaten für Jitsi

https://meet.jit.si/SPDSued240321

Telefonische Einwahl:
+1.512.647.1431

PIN:
1813026087#

es am besten. Ansonsten funktioniert 
der Browser Google Chrome sehr gut. 
Leider gibt es jedoch mit anderen 
Browsern Probleme.

Falls es bei Dir Probleme gehen sollte, 
kontaktiere uns gerne.

Vorgeschlagene Tagesordnung:

1. Vorstellung der Kandidierenden für 
den SPD-Kreisvorsitz - gemeinsam mit 
dem Distrikt West
2. Stadtteilbeirat
3. Bericht aus dem Stadtrat
4. Sonstiges

Mit solidarischen Grüßen

Dr. Andreas Richter
Vorsitzender

nungsfeld Freiheit und Sicherheit darf 
die Freiheit nicht untergehen!
Noch ein paar Sätze zur geplanten Ein-
führung der Quellen-TKÜ für die Bun-
despolizei; grds. gilt das Nachfolgende 
aber auch für die Landespolizeien: wäh-
rend im Hinblick auf die Aufgaben der 
Nachrichtendienste die Quellen-TKÜ für 
einen Inlandsgeheimdienst im Grund-
satz Sinn ergibt, ist diese neue Befug-
nis als präventive Maßnahme der Poli-
zeien abzulehnen. Die Polizei ist allein 
für die Gefahrenabwehr und in einem 
engen zeitlichen Vorfeld von konkreten 
Gefahren für die Gefahrenerforschung 
zuständig; die Bundespolizei zusätz-
lich zum Schutz der Grenze sowie des 
Luft- und Bahnverkehrs verpflichtet. In 
diesem Bereich der Gefahrenabwehr 
ist der Sinn des Einsatzes der Quellen-
TKÜ überhaupt nicht ersichtlich – auch 
schon aufgrund des Trennungsgebots, 
nach dem die Nachrichtendienste für 
die allg. Gefahrenaufklärung zuständig 
ist und nicht die Polizei.
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Termine

Distrikt West
Vorsitzende:
Katrin Hurle
katrin9290@googlemail.com
Felizitas Traub-Eichhorn

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Unsere nächste Distriktsitzung findet 
am 

Mittwoch, den 24.03. 
um 20 Uhr 

digital über WebEx 
statt.
Die Einwahldaten seht ihr links, ihr er-
haltet sie aber noch einmal gesondert 
per Mail.

Auf der nächsten Jahreshauptversamm-
lung des Kreisverbands Erlangen wird 
der Kreisvorsitz neu gewählt, voraus-
sichtlich wird es auf eine Doppelspitze 
hinauslaufen. Aus diesem Anlauf wer-
den sich die Kandidierenden Munib 
Agha, Sandra Radue und Volker Lang 
ihm Rahmen unserer Distriktsitzung 
vorstellen und für eure Fragen zur Ver-
fügung stehen. 

Wir freuen uns wie immer über zahl-
reiche Teilnahme!

Solidarische Grüße, 
Felizitas Traub-Eichhorn & Katrin Hurle

Digitales Treffen des Di-
strikts West am 27.01.2021
Die städtische Kulturpolitik war das 
Thema unserer ersten Sitzung im neuen 
Jahr. Dazu gaben uns unsere Sprecherin 
für Kultur, Valeria Fischer, und unser 
Sprecher für Soziokultur, Clemens 
Heydenreich, zunächst einen Überblick 
über die im Haushalt genehmigten 
Projekte. Für den Stadtwesten 
besonders interessant erschien die Idee, 
im Rahmen von  „Kunst im öffentlichen 
Raum“ ein temporäres Kunstwerk als 
Beteiligungsprojekt in Büchenbach-

Nord zu machen. Weiterhin interessant 
sind die „Kunsthaltestellen“: Die 
Jugendkunstschule möchte mobil vor 
Ort Kunstprojekte zum Mitmachen 
anbieten. In diesem Zusammenhang 
wurde aus dem Distrikt angemahnt, 
dass auf eine rechtzeitige und breit 
gestreute Einladung zu achten sei. 
Sehr begrüßt wurde die beabsichtigte 
Umbenennung des Amtes für 
Soziokultur in Amt für Stadtteilarbeit. 
Diese liegt gerade im Stadtwesten 
seit vielen Jahren im Argen. Deshalb 
wurde auch eine deutlich sichtbarere 
Aktivierung der Arbeit des Stadtteilbüros 
„Die Scheune“ gewünscht. Als schnell 
umsetzbares Anliegen wurden unsere 
Stadtratsmitglieder beauftragt, 
Büchersäulen für Alterlangen und 
Büchenbach zu beantragen. Über die 
geeignete Örtlichkeit, wo diese letztlich 
stehen, sollen die Stadtteilbeiräte 
entscheiden.
 
Der zweite wichtige 
Tagesordnungspunkt war die 
Einzäunung der Hundefreilauffläche am 
Holzweg. Während der Stadtteilbeirat 
Büchenbach sich der Einschätzung der 
Geschichtswerkstatt und Naturschutza
ktivist*innen vor Ort angeschlossen und 
gegen diese plädiert hatte, hatte sich 
die SPD-Fraktion dafür ausgesprochen. 
Die gegensätzlichen Positionen wurden 
noch einmal ausgetauscht und mehrere 
Anwesende sprachen sich deutlich 
gegen die Einzäunung aus. Dem 
Anliegen der Hundebesitzer*innen nach 
einer eingezäunten Freifläche kann 
man an anderer Stelle gerecht werden, 
indem z. B. das Gelände zwischen 
Steinforstgraben und Würzburger Ring 
betrachtet wird. Gleichzeitig soll der 
Stadtteilbeirat gebeten werden, das 
Thema in einer öffentlichen Sitzung zu 
behandeln, da die Hundebesitzer*innen 
bisher nicht gehört wurden.

Einwahldaten für WebEx

Kurz-URL zum Meeting:
https://bit.ly/3sebWzI

Meeting-Kennnummer:
994 747 408

Passwort:
West2021

Telefonische Einwahl:
+493025993993

Zugriffscode:
994 747 408

Distrikt Ost
Vorsitzender:
Munib Agha
munib_Agha@hotmail.com

Liebe Genossinnen und Genossen,

am Dienstag,
den 16. März um 19 Uhr 
wollen wir uns wieder auf eine digitale 
Sitzung treffen.

Der Link zur Videokonferenz lautet:

https://meet.spd.tools/SPDOst

Solidarische Grüße
Munib
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Liebe Genossinnen und Genossen,
Die nächste Sitzung findet als 
Onlineveranstaltung am 

09.03. um 19:30 Uhr 
via Skype 

statt.
Sofern möglich, wird die JHV (mit 
Neuwahlen) des Distrikt Frauenaurach 
am 13.04., um 19.30 Uhr im Bürgerhaus 
Kriegenbrunn stattfinden.

Für den Vorstand

 Jens Schäfer

Sitzungsprotokoll vom 
09.02.2021

1.    Begrüßung und Genehmigung 
der Tagesordnung

Der Vorsitzende Jens Schäfer begrüßt 
die anwesenden GenossInnen. Die Ta-
gesordnung wird besprochen und ge-
nehmigt.

 
2. Aktuelles
Der Vorsitzender Jens Schäfer berich-

tet über das Seminar der BayernSPD 
„Der moderne OV“. Die Anmeldung ist 
noch möglich und kostenlos und defi-
nitiv zu empfehlen. Infos über diesen 
Link: https://bayernspd.de/campus/ov-
lehrgang/ov-lehrgang/

Das Rote Netz Bayern ist als Social 
Media Plattform der BayernSPD ans 
Netz gegangen. Anmeldung über htt-
ps://rotesnetz.bayernspd.de

Distrikt Frauenaurach
Vorsitzender:
Jens Schäfer
schaefer-jens@gmx.net

Das Thema Corona und „Vorteile für 
Geimpfte“ wurden diskutiert.

 
3. Ortsbeiräte
Frauenaurach: Es gab eine Online-sit-

zung.  Es gibt Visitenkarten und es wur-
den Bilder gemacht. Zuständigkeiten / 
Sprecherbereiche wurden definiert. Ste-
fan für Thema Bus, Liz für Radwege. OBR 
trifft sich am 24. März online. Es werden 
noch Stellv. gesucht. Wer Interesse hat, 
bitte bei Jens Schäfer melden.

Kriegenbrunn: Die 1. Sitzung des Jah-
re entfällt.

 
4. Sonstiges
Nächste Sitzungen am 09.03 19:30 

per Skype und am 13.04 (JHV mit Neu-
wahlen) falls möglich im Bürgerhaus 
Kriegenbrunn. Wenn eine Präsenzsit-
zung nicht möglich ist, verschiebt sich 
die JHV bis auf Weiteres.

Termine

Distrikt Tennenlohe
Vorsitzender:
Rolf Schowalter
Telefon: 601924
rolfschowalter@t-online.de

Liebe Genossinnen und Genossen,

wir laden euch herzlich ein zu unserer 
Distriktversammlung

am 09.03. um 19:00 Uhr 
via Jitsi ein. 
(s. Infos von Gert)

Tagesordnung : 
1)	 Aktuelles.
2)	 Bericht aus Fraktion und Stadtrat
3)	 Tennenloher Bote April Themener-
gänzung
4)	 Hauptthemen werden aktuell 
festgelegt. 
5)	 Wahl einer Vertreterin und eines 
Vertreters für den Kreisvorstand
6)	 Verschiedenes

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Distrikt Anger-Bruck
Kommissarischen Vorsitzende:
Sandra Radue
Munib Agha

Liebe Genossinnen und Genossen,

am Dienstag, 9. März um 
19:30 Uhr

findet wieder eine digitale Distriktssit-
zung statt. Unter anderem müssen wir 
ein neues stellvertretendes Mitglied 
für den Stadtteilbeirat nominieren. Der 

Link zur Sitzung ist über 
 
https://meet.spd.tools/ 
SPDAngerBruck 
 
abrufbar. Die Videokonferenz funktio-
niert am besten über Google Chrome, 
aber auch über Firefox. 
 
Solidarische Grüße 
Sandra Radue und Munib Agha
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Termine

Liebe Jusos,
 
an folgenden Tagen treffen wir uns als 
Jusus und bereden folgende Themen:

- 09.03.: Demokratischer Sozialismus in 
der Umweltpolitik: Müll
- 23.03.: Thema noch offen
 

Aufgrund der pandemischen Lage fin-
den die Sitzungen ausschließlich on-
line statt. Weitere Infos und den Ein-
wähl-Link geben wir natürlich über 
unseren Mailverteiler sowie über 
Slack bekannt. Kontaktiere uns, wenn 
du  in den Verteiler oder bei Slack 
aufgenommen werden möchtest. 
Für unsere Sitzungen hoffen wir trotz 
der immer angespannteren Lage wie 
immer auf eine rege Beteiligung sowie 
Diskussion.
 
Euer Vorstand

Jusos
Vorsitzende:
Felix Klingert
Sophia Waldmann

AK Umwelt & Energie
Andreas Richter 
andreas.m.j.richter@web.de

Liebe Genossinnen und Genossen,

der AK Umwelt und Energie trifft sich 
wieder virtuell

Am Dienstag, den 28.4., 
20 h.

der Zugang funktioniert über den links 
eingefügten Link.

​​​​​​​Es ist nicht nötig, sich die kostenlose Jitsi-
App herunterzuladen. Aber damit geht 
es am besten. Ansonsten funktioniert 
der Browser Google Chrome sehr gut. 
Leider gibt es jedoch mit anderen 
Browsern Probleme.

Ihr könnt euch auch über euer Telefon 
einwählen.

Einwahldaten für Jitsi

https://meet.jit.si/
SPDAKUmwelt28042021

Telefonische Einwahl:
+1.512.647.1431

PIN:
3035326155#

Falls es bei Dir Probleme gehen sollte, 
kontaktiere uns gerne.

Themen können gerne noch eingebracht 
werden. Der Klimanotstand wird 
natürlich weiter ein Thema sein.

Mit solidarischen Grüßen

Andreas Richter
für den AK Umwelt und Energie

AK Sozialökologische 
Transformation
Sophia Waldmann
David Kaufmann
Munib Agha

Liebe Genossinnen und Genossen, 
 
der AK Sozialökologische Transformati-
on trifft sich wieder digital  
 

am Donnerstag, 18. März 
um 19:30 Uhr. 
 
Themenschwerpunkt der Sitzung ist 
das Thesenpapier von „Green New Deal 
for Europe“ (https://report.gndforeuro-
pe.com/edition-de/).

Einwahldaten:

https://meet.spd.tools/AKSozTrafo

Den ersten Teil des Thesenpapiers wird 
uns David Kaufmann vorstellen.
Zu Beginn der Sitzung werden wir über 
tagesaktuelle Themen sprechen.
Weitere Sitzungen finden am 21. April 
und 19. Mai statt jeweils um 19:30 Uhr 
und ebenfalls digital.

Solidarische Grüße

Sophia Waldmann, David Kaufmann 
und Munib Agha



28

Termine

Diskussion zum geplanten neuen 
bayerischen Hochschulgesetz mit

• Christian Flisek MdL
 Hochschulpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
• Richard Schmidt

Juso-Hochschulgruppen Bayern

Donnerstag, 25.03.2021, 20:00 Uhr
Online-Veranstaltung (Webex): 
spd-erlangen.de/hochschulpolitik0320

Bayerns Hochschulen:
Nur noch Zulieferer
für die Wirtschaft?

B
ild

: N
ik

ol
ay

 G
eo

rg
ie

v/
Pi

xa
b

ay
 | 

V.
i.S

.d
.P

.: 
Ph

ili
p

p
 D

ee
s,

 F
ri

ed
ri

ch
-L

is
t-

St
ra

ß
e 

5,
 9

10
54

 E
rl

an
ge

n


